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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

In verschiedenen Medienbeiträgen sowie Kommentaren aus Politik und Gesellschaft
wurde im ersten Halbjahr darüber gemutmasst, inwiefern die Coronakrise die Welt und
damit auch die Schweiz nachhaltig prägen werde. Besonders häufig thematisiert
wurden das kapitalistische Wirtschaftssystem und die Globalisierung.

Bereits die zur Eindämmung der Pandemie getroffenen Massnahmen im März stellten
«so ziemlich alles auf den Kopf» (Sonntags-Blick) und so war schon früh von «einer
Schweiz vor» und «einer Schweiz nach» Corona die Rede. Ähnliche Einschätzungen
verkündete auch Bundesrat Berset: Dieser sprach Ende Mai nach Bekanntgabe
massgeblicher Lockerungen der Massnahmen an einer Pressekonferenz von einer
kommenden «neuen Normalität», in welcher die Bevölkerung mit dem Virus zu leben
lernen müsse. Die Aargauer Zeitung griff diese vom Bundesrat ausgerufene «neue
Normalität» auf und listete Punkte auf, welche die Schweiz trotz Lockerung der
Massnahmen in der kommenden Zeit beibehalten sollte. Es wurde etwa zur Stärkung des
Lokalgewerbes aufgerufen, Homeoffice und Heimunterricht als nicht nur gesundheits-
sondern auch umweltschonende Alternativen zum courant normal gelobt und mehr
Wertschätzung für das Pflegepersonal gefordert. Hinzu kamen Forderungen, auch nach
Corona weniger zu fliegen (die internationale Luftfahrt wurde von der Pandemie
besonders getroffen) und, damit verbunden, mehr Ferien und Ausflüge in der Schweiz
zu machen, um den von der Krise gebeutelten hiesigen Tourismussektor zu
unterstützen. Zuletzt wünschte sich der Autor, die Solidarität möge doch weiterhin
gelebt werden und die Ruhe, welche vielerorts während des Lockdowns eingekehrt war,
möge noch etwas Andauern.
Ebenfalls in der Aargauer Zeitung meinte die Philosophin Annemarie Pieper in einem
Interview, die Krise werde uns weniger kapitalistisch denken lassen. Durch den
Lockdown, welcher für die Wirtschaft einschneidende Folgen hatte, sei die Gesundheit
der Menschen in den Fokus gerückt. Globale Lieferketten seien unterbrochen, lokale
Gewerbe und Produktionsmöglichkeiten dadurch wichtiger geworden. Dies, so Pieper,
fördere nachhaltige Denkmuster, die längerfristig und damit über Corona hinaus
bedeutsam bleiben könnten.
In der Basler Zeitung betonte auch Nationalrätin Maya Graf (gp, BL) den Stellenwert des
Lokalgewerbes. Der anfänglich befürchtete Medikamenten- und Schutzmaskenmangel
mache sichtbar, wie stark die Schweiz von ausländischen Produzenten wie China oder
Indien abhängig sei, weshalb Graf bekräftigte, lokales Gewerbe müsse geschützt und
regionale Wirtschaftskreisläufe gestärkt werden. Zudem sah sie in der Krise eine
Chance, Schwachstellen auszumachen und zu beheben. Nachholbedarf gebe es laut
Graf etwa bei der Digitalisierung (nicht alle Unternehmen und Schulen waren auf die
Umstellung auf Homeoffice respektive Fernunterricht vorbereitet) oder bei den
Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals, dessen Relevanz durch Corona verdeutlicht
wurde.
In der Weltwoche wurde das vorherrschende Wirtschaftsmodell der Welt «weder [als]
gross noch grossartig», sondern als «Geldmaschine für multinationale Konzerne»
beschrieben. Der Weltwoche-Autor erhoffte sich zudem, dass das Virus die Menschen
nicht nur krank mache, sondern wieder mit mehr Menschlichkeit und Vernunft
«infizierte», die den Menschen in den letzten Jahren abhanden gekommen sei. 
Auch Trendforscher Matthias Horx stufte das Virus als wegweisend für die Zukunft ein:
Massnahmen zur Eindämmung des Virus, etwa das Social respektive Physical Distancing
oder der gedrosselte internationale Austausch seien Anstoss, Distanz und Beziehungen
neu zu definieren. Die globalen Verbindungen, seien es logistische, soziale oder
politische, seien coronabedingt ge- aber nicht zerstört worden. Dies werde zu einer
Neuorganisation dieser Verbindungen führen, deren Auswirkungen sich aber erst noch
zeigen müssten. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.05.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Stimmung in der Bevölkerung

Im so genannten Brand Asset Valuator, einer Umfrage einer Kommunikationsagentur bei
1500 Konsumentinnen und Konsumenten zu deren Vorlieben zu über 1000 Marken,
zeigte sich eine deutliche Heimmarktorientierung. Die Befragten gaben an, Produkten
von inländischen Herstellern mehr zu vertrauen als im Ausland produzierten Waren.
Unter die fünf beliebtesten Marken schaffte es lediglich Google als nicht-
schweizerisches Produkt auf Platz drei, hinter Migros, Toblerone, aber vor Rega und
Rivella. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2013
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats (RK-NR) war im April 2014 der
Auffassung, dass Dienstleistungsanbieter, die eine stillschweigende Fortführung eines
abgeschlossenen Dienstleistungsvertrages vereinbaren, ihre Kunden zwingend
mindestens einen Monat vor Ablauf der Kündigungsfrist über die Möglichkeit eines
Vertragsrücktritts informieren müssen. Sie gab einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE), die nach dessen Ausscheiden im
November 2013 von Roger Golay (mcg, GE) übernommen wurde, mit 12 zu 10 Stimmen
bei 3 Enthaltungen Folge. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.04.2014
DAVID ZUMBACH

Im Februar 2015 stimmte auch die Kommission für Rechtsfragen des Ständerats (RK-SR)
mit 8 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen einer parlamentarischen Initiative Poggia (mcg,
GE) zu, die die Position des Kunden bei Vertragsverhältnissen, die eine stillschweigende
oder automatische Verlängerung des Vertrags bei dessen Auslaufen vorsehen, zu
stärken beabsichtigt. Gemäss Initiative sollen Dienstleistungsanbieter in Zukunft ihre
Kunden mindestens einen Monat vor Ablauf der Kündigungsfrist über die Möglichkeit
eines Vertragsrücktritts zwingend informieren müssen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.02.2015
DAVID ZUMBACH

Konjunkturlage- und politik

Die Gesamtbeschäftigung nahm 1980 um zwei Prozent zu. Im Widerspruch zum
langfristigen Trend fiel dabei die Zunahme im zweiten Sektor stärker aus als im
Dienstleistungssektor. Entsprechend der grossen Nachfrage nach Bauleistungen war die
grösste Beschäftigungssteigerung im Baugewerbe zu verzeichnen (+6.7%). Auch die
Banken wiesen mit +4.5 Prozent eine deutlich überdurchschnittliche Personalzunahme
aus. Rückläufig war die Beschäftigung hingegen bei der Herstellung von Bekleidung,
Getränken und Uhren (zwischen -0.4 und -0.8%). Auf diese drei Branchen entfielen
denn auch fast die Hälfte der im industriellen Bereich registrierten
Betriebseinstellungen. Deren Gesamtzahl ging auf 152 zurück und erreichte damit den
niedrigsten Stand seit mehr als zehn Jahren. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1980
HANS HIRTER

Die Konjunkturlage war 1981 gesamthaft recht gut; im zweiten Halbjahr musste
allerdings eine deutliche Abschwächung der Wirtschaftstätigkeit in Kauf genommen
werden. Die Zunahme des realen Bruttosozialproduktes fiel mit 1.4 Prozent (gemäss
ersten offiziellen Schätzungen) zwar deutlich niedriger aus als im Vorjahr (+4.0%),
übertraf aber die vergleichbaren Werte der wichtigsten Handelspartner. Trotz der
weltweiten Stagnationserscheinungen konnte die schweizerische Exportindustrie ihre
Verkäufe um real 3.2 Prozent steigern. Begünstigt wurde sie dabei, wenigstens in der
ersten Jahreshälfte, durch den relativ niedrigen Frankenkurs. Umgekehrt wurde für den
Erwerb von Gütern und Dienstleistungen aus dem Ausland zwei Prozent weniger
ausgegeben. Wohl zum Teil infolge der sinkenden Reallöhne nahm der private Konsum
nur noch um ein Prozent zu, und auch die laufenden Käufe des Staates und der
Sozialversicherungen wuchsen mit +0.5 Prozent bloss unterdurchschnittlich. Die
Wachstumsrate bei den Bau- und Ausrüstungsinvestitionen bildete sich gegenüber den
beiden vorangegangenen Jahren stark zurück; sie blieb aber noch im positiven Bereich.
Verantwortlich für die Abschwächung der Investitionsbereitschaft waren neben den
getrübten Konjunkturaussichten auch die steigenden Zinssätze. 6

ANDERES
DATUM: 31.12.1981
HANS HIRTER
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Die Gesamtbeschäftigung nahm im Jahresdurchschnitt um 0.9 Prozent zu, wobei das
Wachstum im Dienstleistungsbereich mit 1.4 Prozent grösser ausfiel als im zweiten
Sektor. Den relativ bedeutendsten Beschäftigungszuwachs meldeten die Banken mit
+5.7 Prozent. In der Industrie erzielte die Uhrenbranche mit +2.0 Prozent ein
überdurchschnittliches Resultat; eine Betrachtung der Quartalsziffern zeigt allerdings,
dass sich dieser überraschende Beschäftigungsaufschwung nur über die ersten neun
Monate erstreckte und dann wieder zum Erliegen kam. In der Textil-, Bekleidungs- und
Nahrungsmittelindustrie war die Beschäftigung erneut rückläufig. Die Zahl der
Betriebseinstellungen im industriellen Bereich blieb mit 152 auf dem relativ niedrigen
Niveau des Vorjahres; gut die Hälfte davon entfiel auf die Branchen Uhren, Textil und
Bekleidung. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1981
HANS HIRTER

Die Konjunkturlage verschlechterte sich im Jahresverlauf zusehends. Die weltweite
Rezession – in den USA handelte es sich um die schwerste der Nachkriegszeit – wirkte
sich mit einiger Verspätung auch in der Schweiz aus, ohne dass es allerdings zu einem
derart heftigen Einbruch wie 1975 kam. Das reale Bruttosozialprodukt bildete sich
gemäss offiziellen Schätzungen um 1.7 Prozent zurück (1981: +0.5%). Der relativ
gewichtigste Rückgang war bei den Exporten zu verzeichnen (-5.0%), aber ebenfalls die
Investitionstätigkeit blieb deutlich unter dem Vorjahresniveau (-2.9%), wobei die
Einbusse bei den Ausrüstungsvorhaben grösser ausfiel als bei den Bauten. Der private
Konsum von Gütern und Dienstleistungen stagnierte nahezu (-2%). Positive Impulse, die
wegen der geringen Bedeutung dieses Sektors allerdings schwach blieben, gingen einzig
von den um 2.1 Prozent gesteigerten Käufen des Staates und der Sozialversicherungen
aus. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1982
HANS HIRTER

Die Konjunkturflaute machte sich auch bei der Beschäftigungslage bemerkbar. Wie an
anderer Stelle ausführlich dargestellt wird, nahm die Arbeitslosigkeit vom März an jeden
Monat zu, und auch die Teilarbeitslosigkeit erreichte gegen Jahresende einen seit 1976
nicht mehr gekannten Höchststand. Im internationalen Vergleich blieb allerdings die
Arbeitslosenrate mit maximal 0.8 Prozent (Dezember) gering, und dies obwohl es im
Gegensatz zu 1975/76 zu keiner Rückwanderungswelle ausländischer Arbeiter kam. Die
Gesamtbeschäftigung schrumpfte im Jahresdurchschnitt um 1.4 Prozent (1981: +0.9%);
dabei setzte sich die Verlagerung vom industriellen Bereich in den
Dienstleistungssektor fort. Während die Beschäftigtenzahl des zweiten Sektors um 4.1
Prozent abnahm, wuchs diejenige des dritten um 0.9 Prozent. Am expansivsten waren
einmal mehr die Banken (+3.7%) und die Versicherungen (+3.6%). In Industrie und
Gewerbe schlug sich der Beschäftigungsrückgang sehr ungleichmässig nieder.
Besonders stark betroffen waren die Uhrenindustrie mit -12.0 Prozent (1981: +2%) und
das Baugewerbe mit -9.2 Prozent. Relativ heftig wurde der Einbruch auch in den
Branchen Maschinenbau und Textil mit je -4.0 Prozent verspürt. Recht gut hielt sich die
Chemie mit einer Abnahme von 1.9 Prozent. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1982
HANS HIRTER

Die 1982 zu verzeichnende Verschlechterung der Konjunkturlage hielt in der ersten
Jahreshälfte an. Im dritten und im vierten Quartal war dann aber ein Anziehen der
Wirtschaftstätigkeit festzustellen. Nach Meinung mancher Kommentatoren ging damit
die seit 1981 andauernde Rezession zu Ende. Insgesamt erreichte das reale
Bruttosozialprodukt nach offiziellen Schätzungen praktisch seinen Vorjahresstand (
-0.5%). Die Erholung im zweiten Semester beruhte vor allem auf einer Zunahme der
realen Inlandnachfrage. Sowohl der Konsum der privaten Haushalte (+1.4%) als auch die
laufenden Käufe des Staates und der Sozialversicherungen (+4.4%) wuchsen deutlich.
Demgegenüber stagnierten die Investitionen (-0.1%). Die Exporte von Gütern und
Dienstleistungen erhöhten sich nur geringfügig (+0.4%), während die Importe mit plus
4.5 Prozent kräftig anstiegen. Trotz der Zunahme der Gesamtnachfrage kam es deshalb
zum erwähnten leichten Rückgang des Bruttosozialprodukts. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1983
REGINA ESCHER
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Die wirtschaftliche Stagnation, in Verbindung mit Rationalisierungen der Produktion,
bewirkte eine Verschärfung der Beschäftigungslage. 31'300 Arbeitsplätze gingen im
Berichtsjahr verloren. Sowohl die Teil- als auch die Ganzarbeitslosigkeit nahmen zu. Im
Jahresdurchschnitt waren 26'288 Ganzarbeitslose registriert. Dies stellt den höchsten
Wert der Nachkriegszeit dar. Gegenüber 1982 verdoppelte sich die Arbeitslosenquote
auf 0.8 Prozent. Im Vergleich zum Ausland ist diese Quote allerdings weiterhin gering:
im OECD-Raum beträgt sie 8.7 Prozent, was etwa 33 Mio Arbeitslosen entspricht. Die
vom Beschäftigungsrückgang von durchschnittlich 1.3 Prozent am meisten betroffene
Branche der schweizerischen Wirtschaft war die Uhrenindustrie (-16.1%). Zu einem
empfindlichen Abbau im Ausmass von je rund fünf Prozent kam es auch im
Maschinenbau sowie in der Textil- und in der Bekleidungsindustrie. In der Schweiz kam
es zu 186 Betriebseinstellungen. Das Rekordergebnis des Vorjahres wurde damit um 34
Einheiten unterschritten. Die Betriebseinstellugen konzentrierten sich nach wie vor auf
die Uhren-, die Maschinen- und die Bekleidungsindustrie. Der Personalbestand in der
chemischen Industrie sank – bei einer beträchtlichen Zunahme der Produktion – um 1.9
Prozent. Insgesamt nahm die Beschäftigung im zweiten Sektor um drei Prozent ab.
Diejenige im Dienstleistungssektor hingegen veränderte sich kaum. Das heisst, dass der
dritte Sektor anders als in früheren Jahren praktisch keine im zweiten Sektor
«freigesetzten» Arbeiter aufnahm. Insbesondere weiteten die Banken (+0.4%) und die
Versicherungen (+2.4%) ihren Personalbestand nurmehr wenig aus. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1983
REGINA ESCHER

Als Nachfolger für den 1983 in den Nationalrat gewählten J.P. Bonny (fdp, BE) wurde auf
Jahresbeginn Klaus Hug zum neuen Direktor des BIGA gewählt. Obwohl die fachlichen
Qualitäten des CVP-Mitglieds Hug nicht bestritten wurden und er zuletzt als Sekretär
beim Schweizerischen Arbeitgeberverband war, verursachte sein Wahl bei der FDP und
der SVP einiges Unbehagen. Sprecher beider Parteien monierten, dass Bundesrat
Furgler in seinem Departement in erster Linie Leute aus seiner Partei zum Zuge
kommen lasse. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.01.1984
HANS HIRTER

Die sich seit der Mitte des Vorjahres abzeichnende Verbesserung der Konjunkturlage
setzte sich 1984 fort. Gemäss ersten offiziellen Schätzungen stieg das reale
Bruttosozialprodukt um 2.9 Prozent an. Der private Konsum von Gütern und
Dienstleistungen entwickelte sich im Rahmen des Vorjahres (+1.5%), während sich die
Beschaffungen der öffentlichen Haushalte weniger stimulierend auswirkten (+3.4%).
Deutliche Wachstumstendenzen wiesen die Investitionen auf (+6.7%), wobei die –
relativ am stärksten zunahmen. Dank der verbesserten weltwirtschaftlichen Lage und
begünstigt durch den tieferen Aussenhandelswert des Schweizerfrankens vermochte
nun auch die Auslandnachfrage einen wesentlichen Wachstumsbeitrag zu leisten
(+5.2%). Daran waren in erster Linie die Exporte von Gütern (+6.0%), hingegen weniger
die Dienstleistungsexporte (+2.5%) beteiligt. Noch stärker nahmen allerdings die
Importe zu (+6.5%), so dass sich ein höheres Handelsbilanzdefizit ergab als im Vorjahr.
Der Ertragsbilanzüberschuss dürfte sich jedoch infolge von vermehrten Einnahmen aus
den Arbeits- und Kapitaleinkommensbilanzen etwa im Rahmen des Vorjahres halten.
Der Vergleich der Aufschwünge nach den vier letzten Rezessionen (untere
Wendepunkte 1967, 1972, 1976 und 1982) zeigt, dass zum erstenmal nicht die
Exportwirtschaft das Zugpferd der konjunkturellen Erholung darstellt, sondern diese in
ihrer Entwicklung zeitlich hinter der Inlandnachfrage nachhinkt. Dies ist in den Augen
der wirtschaftspolitischen Behörden ein Anzeichen dafür, dass sich die internationale
Wettbewerbsfähigkeit der schweizerischen Wirtschaft verschlechtert hat und deshalb
vermehrte Anstrengungen zur Anpassung an den Wandel vor allem im technologischen
Bereich erforderlich sind. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1984
HANS HIRTER

Der Rückgang der Zahl der Beschäftigten setzte sich, wenn auch merklich
abgeschwächt, im Berichtsjahr fort. Der konjunkturelle Aufschwung vermochte
demzufolge die durch den Strukturwandel verursachten Beschäftigungsprobleme nicht
vollständig zu kompensieren. Im Vergleich zum Vorjahr nahm die Gesamtzahl der
Beschäftigten um 8'300 oder 0.4 Prozent ab, wobei der Rückgang bei den Männern
ausgeprägter war als bei den Frauen. Wie bereits 1983 stagnierte die Beschäftigung im
Dienstleistungsbereich, so dass die im industriellen Sektor freigesetzten Arbeitskräfte
nicht von ihm aufgenommen werden konnten. Am stärksten vom Personalabbau
betroffen war wiederum die Uhrenindustrie (-7.5%); in der Textilindustrie und im
Maschinenbau konnte demgegenüber der Schrumpfungsprozess abgebremst werden (-
0.9% resp. -1.9% gegenüber je rund -5 % im Vorjahr). Positive Zuwachsraten wiesen
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andererseits die Chemie, die Holzindustrie und Teile des Baugewerbes auf. Im
Dienstleistungssektor expandierten vor allem die Banken, die Versicherungen, der
Detailhandel, die PTT sowie der Bereich Unterricht und Forschung. Kennzeichnend für
den Strukturwandel ist zudem, dass vom Beschäftigungsrückgang im 2. Sektor in erster
Linie das Betriebs- und nicht das Büropersonal betroffen wurde. Die Arbeitslosenzahl
stieg im Jahresdurchschnitt auf 35'185 (+25.8%) und übertraf in allen Monaten den
Vorjahresstand. Die Arbeitslosenquote von 1.2 Prozent am Jahresende blieb aber
immer noch deutlich unter den Werten den übrigen Industriestaaten (OECD-
Durchschnitt 8.1%). 14

Die Konjunkturlage präsentierte sich in der Schweiz im Jahre 1985 weitgehend
erfreulich. Die Belebung der Wirtschaftstätigkeit hielt auch im dritten
aufeinanderfolgenden Jahr an. Erste offizielle Schätzungen gehen davon aus, dass das
reale Bruttoinlandprodukt um 3.7 Prozent anstieg (1984: 2.1%). Der private Konsum von
Gütern und Dienstleistungen, welcher mit einem Anteil von rund 60 Prozent die
wichtigste Nachfragekomponente darstellt, belebte sich mit einer Wachstumsrate von
1.7 Prozent gegenüber dem Vorjahr (1984: 1.3%). Das Wachstum der Käufe der
öffentlichen Hand fiel mit 2.0 Prozent ebenfalls unterdurchschnittlich aus, was sicher
als eine Konsequenz der weitgehend befolgten Sparpolitik betrachtet werden kann. Die
kräftigsten Impulse gingen mit plus 8.3 Prozent erneut vom Exportsektor aus (1984:
6.1%); dabei fiel das Wachstum bei den Verkäufen von Gütern wiederum kräftiger aus
als beim Dienstleistungsexport (9.0 resp. 5.5%). Die günstige Auftragslage der Industrie
trug zu einer markanten Belebung der Ausrüstungsinvestitionen bei (+9.0%). Da
hingegen der Wohnungsbau und die Bautätigkeit der öffentlichen Hand nahezu auf dem
Vorjahresniveau verharrten, erhöhte sich das Total der Bruttoinlandinvestitionen
lediglich um 5.0 Prozent (1984: 5.0%). Die gute Konjunktur führte allerdings auch zu
einer kräftigen Steigerung der Einfuhren. Da diese aber mit plus 5.6 Prozent schwächer
ausfiel als jene der Exporte, resultierte zum erstenmal in dieser Aufschwungphase ein
positiver Beitrag des Aussenhandels zum Wirtschaftswachstum. Das
Handelsbilanzdefizit, der Saldo aus dem Warenverkehr, reduzierte sich geringfügig auf
ca. CHF 8.5 Mia. Die Ertragsbilanz – in ihr sind auch die Dienste, Faktorleistungen sowie
die unentgeltlichen Übertragungen eingeschlossen – weist für 1985 einen Überschuss
von schätzungsweise CHF 11.1 Mia. aus (1984: CHF 8.9 Mia.). 15

BERICHT
DATUM: 31.12.1985
HANS HIRTER

Die seit 1982 rückläufige Tendenz der Beschäftigtenzahl konnte 1985 durchbrochen
werden. Die Rationalisierungsanstrengungen liessen freilich den Anstieg der
Gesamtbeschäftigung im Vergleich zu früheren Konjunkturaufschwüngen kraftlos
ausfallen, so dass das Niveau vor der letzten Rezession noch nicht wieder erreicht ist.
Insgesamt nahm die Zahl der Beschäftigten um 18'600 (0.8%) zu, wobei die Frauen
etwas mehr davon profitierten (+1.0% gegenüber +0.6% bei den Männern). Die positive
Entwicklung betraf sowohl den industriellen Bereich (+0.9%) als auch den
Dienstleistungssektor (+0.7%). In der Uhrenindustrie, welche in den beiden
vorangegangenen Jahren noch Einbussen von 16.1 Prozent (1983) resp. 7.6 Prozent hatte
in Kauf nehmen müssen, konnte der Abbauprozess angehalten werden. Zum erstenmal
seit zehn Jahren stieg hier die Beschäftigtenzahl wieder an, und zwar um rund drei
Prozent. Bedeutende Zuwachsraten verzeichneten im weitern die Maschinenindustrie
(1.7%), die Chemie (1.6%) und das Graphische Gewerbe (1.5%). Im Tertiärsektor war der
Anstieg bei den Banken (2.9%) und auf dem Gebiet der Forschung und Lehre (1.5%) am
stärksten. Wenn auch in einigen Branchen (Papier, Bekleidung, Getränke, Textil,
Verkehr) die Beschäftigtenzahlen noch leicht rückläufig waren und im Baugewerbe bloss
das Vorjahresniveau gehalten werden konnte, darf doch festgestellt werden, dass sich
die gute Konjunktur nun auch auf dem Arbeitsmarkt durchgesetzt hat. Bereits klagte in
den Umfragen des BIGA ein grosser Teil der Unternehmen über einen Mangel an
gelernten Arbeitskräften. Die Zahl der vollständig oder teilweise Arbeitslosen reduzierte
sich im Jahresdurchschnitt um 13.8 Prozent auf 30'345. Ihr Anteil an der Gesamtzahl
der Beschäftigten belief sich zu Jahresende auf 1.0 Prozent (1984: 1.3%). 16
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Die Belebung der Nachfrage, aber auch die aussergewöhnlich kalte Witterung, welche
die Agrarpreise in die Höhe trieb, und der Anstieg des Dollarkurses zu Jahresbeginn
wirkten sich auf das Preisniveau aus. Im Verlauf des Jahres ermässigte sich die
Teuerung dann aber wieder von 3.8% im Mittel des 1. Quartals auf 3.1 Prozent im letzten
Quartal. Im Jahresmittel verzeichnete der Index der Konsumentenpreise einen Anstieg
um 3.4% (1984: 2.9%). Auf Grosshandelsstufe nahm die Preisentwicklung einen
ähnlichen Verlauf, allerdings fiel die Abschwächungstendenz nach dem 1. Quartal
wesentlich deutlicher aus. Der Index stieg 1985 mit einem Durchschnitt von 2.3 Prozent
weniger stark an als im Vorjahr (3.2%).

Vorstösse zur Veränderung des Index aus umweltschutz- resp. gesundheitspolitischen
Gründen reichten in der Form von Postulaten im NR auch die FDP-Fraktion und Meier
(na, ZH) ein. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1985
HANS HIRTER

Auch 1986 blieb in der Schweiz die Konjunkturlage zufriedenstellend. Erste offizielle
Schätzungen rechneten mit Wachstumsraten von 1.7 Prozent für das reale Brutto-
Sozialprodukt und 2.8 Prozent für das reale Brutto-Inlandprodukt. Die
Steigerungsraten lagen damit zwar unter den Vorjahreswerten (je 4.0%) aber immer
noch über dem langfristigen Trend. Ein wichtiger Wachstumsfaktor bildete mit einer
Zunahme von 3.0 Prozent (1985: 1.5%) der private Konsum von Gütern und
Dienstleistungen. Hier wirkte sich die gute Beschäftigungslage und der aus der
niedrigen Teuerung resultierende Realanstieg der verfügbaren Einkommen der
Privathaushalte aus. Fast im Gleichschritt mit dem Wirtschaftswachstum entwickelten
sich die laufenden Käufe des Staates und der Sozialversicherungen (+1.6% gegenüber
2.3% im Vorjahr). Die sowohl absolut als auch relativ stärkste Expansion fand bei den
Investitionen statt, die gesamthaft um 10.8 Prozent (1985: 51%) zunahmen.
Verantwortlich dafür waren die im Zeichen der guten Wirtschaftslage und des
Technologiewandels getätigten Ausrüstungsinvestitionen (+14.1%; 1985: 10.4%). Der
reale Anstieg der Ausgaben für Bauten blieb mit 3.2 Prozent (1985: 2.9%) relativ
bescheiden, im Wohnungsbau ergab sich sogar eine Stagnation. Die Exporte büssten
1986 ihre Rolle als ausschlaggebender Wachstumsmotor ein. Infolge des Ölpreiszerfalls
und der Höherbewertung des Frankens gegenüber dem Dollar entwickelten sich die
Ausfuhren nach den Ölförderstaaten und den USA rückläufig. Der weiterhin gute Absatz
von Gütern und Dienstleistungen auf dem europäischen Markt vermochte allerdings
diese Einbussen mehr als wettzumachen: insgesamt resultierte ein Wachstum von 3.0
Prozent (1985: 8.3%). Von der kräftigen Belebung der inländischen Nachfrage
profitierten auch ausländische Anbieter, welche ihre Verkäufe um 7.6 Prozent (1985:
5.0%) erhöhen konnten. Obwohl das Volumen der Importe deutlich stärker zunahm als
dasjenige der Ausfuhren, reduzierte sich infolge des Dollar- und Erdölpreiszerfalls das
Handelsbilanzdefizit. Da sich der positive Saldo der Dienstleistungsbilanz etwa auf
Vorjahreshöhe hielt, und derjenige der Arbeits- und Kapitaleinkommen nur
unbedeutend abnahm, ergab sich ein weiterer Anstieg des Ertragsbilanzüberschusses
auf rund CHF 13.9 Mia. (1985: 12.8). 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1986
HANS HIRTER

Die Beschäftigungslage verbesserte sich weiter. Der Zuwachs der beschäftigten
Personen fiel mit 28'200 resp. +1.0 Prozent sogar noch deutlicher aus als im Vorjahr
(18'600 resp. +0.8%). Somit gelang es innert zwei Jahren, den zwischen 1982 und 1984
erfolgten Arbeitsplatzabbau zu rund zwei Dritteln zu kompensieren. Dass der
Beschäftigungsanstieg bei den Frauen erneut stärker ausfiel als bei den Männern (1.4%
resp. 0.8%), kann als Indiz für die Knappheit an Arbeitskräften gewertet werden. Diese
Beurteilung des Arbeitsmarktes wird auch gestützt durch die Tatsache, dass sich die
zusätzlich Beschäftigten per saldo fast ausschliesslich aus ausländischen
Erwerbstätigen rekrutierten. Die verbleibende Arbeitslosigkeit hatte zum
überwiegenden Teil strukturelle Gründe. Die Zahl der vollständig oder teilweise
Arbeitslosen reduzierte sich im Jahresdurchschnitt auf 25'714, was einem Anteil an den
Beschäftigten von 0.8 Prozent entsprach. Entgegen dem langfristigen Trend der
Verlagerung der Arbeitsplätze vom 2. in den 3. Sektor trugen 1986 beide
Wirtschaftssektoren zum Beschäftigungsanstieg bei. Im industriellen Bereich, dessen
Beschäftigtenzahl insgesamt um 1.3 Prozent expandierte, verzeichneten wiederum der
Maschinen-, Apparate- und Fahrzeugbau (+3.0%) und die Chemie (+1.7%) die grössten
Zuwachsraten. Überdurchschnittliche Werte registrierten im weitern die
Metallindustrie (+1.5%) und die Gruppe Kunststoff/Kautschuk/Leder (+1.4%). In der
Textil- und in der Bekleidungsindustrie (-0.5 resp. -2.1%) und auch im Baugewerbe (-
0.4%) wurde der Arbeitsplatzabbau weiter fortgesetzt. Im Dienstleistungssektor
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(insgesamt 1.1% mehr Beschäftigte) wiesen lediglich der Detailhandel und das
Reparaturgewerbe rückläufige Zahlen auf (-0.1 resp. -0.7%). Einmal mehr fand die
grösste Ausweitung des Personalbestands bei den Banken (+6.1%) statt; diese Branche
zählte 1986 rund 40 Prozent mehr Beschäftigte als 1975. 19

Trotz der kräftig expandierenden Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen
erhöhten sich die Preise nur geringfügig. Der Landesindex der Konsumentenpreise
blieb mit einer Zunahme von lediglich 0.8 Prozent im Jahresmittel (1985: +3.4%)
nahezu unverändert. Das stabile Preisniveau war im wesentlichen verursacht durch den
Preiseinbruch auf dem Erdölmarkt und den Kursanstieg des Frankens. Während sich
das Preisniveau für Importgüter um 4.5 Prozent zurückbildete, erhöhte sich dasjenige
für Waren und Dienstleistungen aus dem Inland um 2.9 Prozent. Der
Grosshandelspreisindex verringerte sich im Jahresmittel um 4.0 Prozent, wobei hier
auch bei den Inlandwaren (-1.3%) der Teuerungssockel zum Verschwinden gebracht
werden konnte. Die 1985 vom Bundesrat mit den Vorarbeiten zur Revision des
Konsumentenpreisindex beauftragten Stellen (BIGA und Kommission für Konjunktur-
und Sozialstatistik) einigten sich auf grundsätzliche Zielvorgaben. Danach soll der Index
Massstab der allgemeinen Preisentwicklung der für Konsumenten bedeutsamen Waren
und Dienstleistungen bleiben. Die Ausklammerung gewisser Preise aus gesundheits-
oder umweltschutzpolitischen Motiven, wie dies ein vom Nationalrat überwiesenes
Postulat Meier (na, ZH) wünscht, würde deshalb in diesem Konzept keinen Platz haben –
genauso wenig aber auch der vom Gewerkschaftsbund geforderte Einbezug der
direkten Steuern. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1986
HANS HIRTER

Analog zu den meisten anderen europäischen Industrieländern schwächte sich das
Wirtschaftswachstum in der Schweiz leicht ab. Es blieb aber, mit einer geschätzten
Wachstumsrate von 2.5 Prozent für das reale Bruttoinlandprodukt, auf einem Stand,
der ungefähr der Zunahme des längerfristigen Produktionspotentials entspricht.
Entwicklungsmotor bildete wie bereits im Vorjahr ausschliesslich die Binnennachfrage
(+4.1%), während sich die Exporte von Gütern und Dienstleistungen kaum veränderten.
Erneut verzeichneten die Investitionen die absolut und auch relativ stärkste Expansion,
wenn auch die Dynamik des Vorjahres nicht mehr erreicht wurde. Der reale Konsum der
privaten Haushalte nahm um 2.7 Prozent zu, wobei vor allem die Ausgaben für
Dienstleistungen und dauerhafte Konsumgüter anzogen. Die laufenden Käufe des
Staates und der Sozialversicherungen wuchsen um 3.0 Prozent. Die Exporte stagnierten,
während die starke Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen ausländischer
Anbieter anhielt (+4.3%). Die Ertragsbilanz blieb mit einem Überschuss von CHF 11.6
Mia. zwar deutlich in den schwarzen Zahlen, fiel aber um CHF 0.5 Mia. schlechter aus
als im Vorjahr. Neben dem grösseren Defizit aus dem Warenverkehr trug unter anderem
das starke Wachstum der Ausgaben für Lohnzahlungen an ausländische Grenzgänger zu
dieser Reduktion bei. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1987
HANS HIRTER

Die Beschäftigung nahm 1987 im Jahresmittel um 1.2 Prozent zu; dies war weitgehend
auf das Wachstum des 3. Sektors, und hier insbesondere des Bereichs Banken und
Versicherungen zurückzuführen. Wiederum stieg die Zahl der beschäftigten Frauen
stärker an als diejenige der Männer (1.8% resp. 0.9%). Die zusätzlich Beschäftigten
rekrutierten sich auch 1987 per Saldo fast ausschliesslich aus ausländischen
Erwerbstätigen. Die Zahl der ganz oder teilweise Arbeitslosen blieb mit 24'674 – dies
entspricht einer Arbeitslosenquote von 0.8 Prozent – nahezu konstant. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1987
HANS HIRTER

Mit einer Erhöhung des Konsumentenpreisindexes um durchschnittlich 1.4 Prozent
konnte auch 1987 die Entwicklung der Preise im Griff gehalten werden. Während 1986
die niedrige Inflationsrate vor allem auf die stark sinkenden Preise für Auslandgüter
zurückgeführt werden konnte, war im Berichtsjahr die Situation ausgeglichener. Die
Preise für Auslandgüter blieben nahezu stabil (-0.6% gegenüber -4.5% im Jahre 1986),
diejenigen für inländische Erzeugnisse erhöhten sich weniger stark als in der
Vorperiode (2.2% gegenüber 2.9%). Der Grosshandelspreisindex nahm weiterhin ab
allerdings weniger massiv als im Vorjahr. 23
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In der Schweiz verstärkte sich das Wirtschaftswachstum ebenfalls wieder. Das reale
Bruttoinlandprodukt nahm mit einer geschätzten Wachstumsrate von 3.0 Prozent
jedoch etwas weniger stark zu als in den meisten andern Industrieländern. Der
Aufschwung war breiter abgestützt als im Vorjahr, indem nun nicht mehr ausschliesslich
die Binnennachfrage den Wachstumsmotor bildete, sondern auch die Exporte deutlich
anzogen. Die Investitionen stellten mit einer Zunahme um 5.8 Prozent weiterhin die am
relativ schnellsten wachsende Komponente der Gesamtnachfrage dar. Die
Wachstumsbeiträge des Konsums der privaten Haushalte sowie der laufenden Käufe des
Staates und der Sozialversicherungen blieben demgegenüber mit Steigerungsraten von
2.3 Prozent resp. 3.2 Prozent relativ gering. Der lebhaften Nachfrage des Auslands nach
schweizerischen Gütern stand eine noch grössere Zunahme der Importe gegenüber, so
dass sich das Defizit der Handelsbilanz massiv ausweitete. Da sich zudem der
Überschuss aus dem Dienstleistungsverkehr verminderte, reduzierte sich gemäss ersten
Schätzungen der Saldo der Ertragsbilanz um CHF 1.7 Mrd auf CHF 9.1 Mrd. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1988
HANS HIRTER

Die Beschäftigung nahm 1988 im Jahresmittel um 1.2 Prozent zu. Neben dem
Dienstleistungssektor trug auch das Baugewerbe spürbar zum Wachstum bei; im
industriellen Bereich stagnierte hingegen die Beschäftigtenzahl. Dass die Zuwachsrate
bei den Frauen mit 2.0 Prozent erneut höher ausfiel als bei den Männern (0.8%), deutet
auf den ausgetrockneten Arbeitsmarkt hin. Per Saldo rekrutierten sich die zusätzlich
Beschäftigten wiederum aus ausländischen Erwerbstätigen. Die Zahl der ganz oder
teilweise Arbeitslosen reduzierte sich im Jahresmittel auf 22'249, womit sich die
Arbeitslosenquote von 0.8 auf 0.7 Prozent verringerte. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1988
HANS HIRTER

Die Teuerung beschleunigte sich im Berichtsjahr leicht, konnte aber, gemessen an der
grossen wirtschaftlichen Nachfrage, noch recht gut unter Kontrolle gehalten werden.
Der Index der Konsumentenpreise stieg im Jahresdurchschnitt um 1.9 Prozent. Diese
Teuerung war wiederum weitgehend auf die Entwicklung bei den inländischen Gütern
zurückzuführen (+2.6%); das Preisniveau der ausländischen Güter blieb demgegenüber
unverändert. Zum ersten Mal seit 1985 stiegen die Grosshandelspreise wieder an (2.3%).
Dieser Preisauftrieb verstärkte sich in der zweiten Jahreshälfte und erfasste sowohl die
inländischen Güter als auch die Importe. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1988
HANS HIRTER

Auch in der Schweiz setzte sich 1989 das Wirtschaftswachstum fort. Das reale
Bruttosozialprodukt nahm gemäss ersten Schätzungen um 3.1 Prozent zu. Wichtig für
dieses. Ergebnis war die gesteigerte Zuwachsrate bei den Ausfuhren, welche real um
5.4 Prozent (1988: 5.2%) zunahmen. Nicht zuletzt dank der günstigen Entwicklung im
Tourismus konnten vor allem die Einnahmen aus den Dienstleistungsexporten
verbessert werden. Etwas weniger stark als im Vorjahr expandierten die Investitionen,
wobei vor allem die Ausrüstungsinvestitionen von der Abschwächung betroffen waren.
Auch die Wachstumsraten des privaten Konsums und der Käufe des Staates und der
Sozialversicherungen blieben leicht hinter den Vorjahreswerten zurück (1.8% resp.
2.8%). Die Einfuhren nahmen mit einer realen Steigerung um 5.3 Prozent etwa im
selben Mass zu wie die Exporte. Das traditionelle Defizit aus dem Warenverkehr mit
dem Ausland wuchs auf CHF 12 Mia, aber der Überschuss aus dem
Dienstleistungsverkehr konnte ebenfalls wieder gesteigert werden. Die ersten
Schätzungen über den Saldo der Ertragsbilanz haben sich in den letzten Jahren als
derart unzuverlässig erwiesen, dass wir auf ihre Wiedergabe verzichten. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1989
HANS HIRTER

Die Beschäftigung nahm im Jahresmittel um 1.2 Prozent zu. Im Gegensatz zum Vorjahr
vermochte nun auch der industrielle Bereich wieder zuzulegen (+1.1%).
Überdurchschnittlich stark fiel der Zuwachs mit 1.8 Prozent erneut bei den Banken und
Versicherungen aus; das relativ bedeutendste Beschäftigungswachstum verzeichnete
allerdings die Uhrenindustrie mit 4.8 Prozent. Die Zuwachsrate war bei den weiblichen
Beschäftigten mit 1.9 Prozent rund doppelt so hoch wie bei den Männern. Per Saldo
rekrutierten sich die zusätzlichen Arbeitskräfte wiederum aus ausländischen Personen,
wobei vor allem bei den Grenzgängern eine markante Zunahme eintrat. Der Mangel an
Arbeitskräften akzentuierte sich freilich weiter und bezog sich vermehrt auch auf an-
und ungelerntes Personal. Die Zahl der ganz oder teilweise Arbeitslosen verringerte sich
auf 17'452 im Jahresdurchschnitt, was einer Arbeitslosenquote von 0.6 Prozent
entsprach. 28
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Die Kehrseite der grossen Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen bildete die
Preisentwicklung. Die Jahresteuerung stieg im Oktober auf 3.6 Prozent und erreichte
damit einen seit Mai 1985 nicht mehr erreichten Spitzenwert. Im November, als erstmals
auch die Auswirkungen der zwei letzten Hypothekarzinserhöhungen enthalten waren,
stieg sie sogar auf 4.4 Prozent an und im Dezember schliesslich auf 5.0 Prozent. Im
Jahresdurchschnitt betrug die Inflationsrate der Konsumentenpreise 3.2 Prozent. Der
Kursverlust des Schweizer Frankens und die massiven Preiserhöhungen für
Energieträger hatten eine überdurchschnittliche Verteuerung der Importgüter zur Folge
(3.7%). Die steigenden Wohnungsmieten trugen massgeblich dazu bei, dass die
Teuerung bei den inländischen Dienstleistungen mit 3.7 Prozent höher ausfiel als bei
den Gütern (3.0%). Auch bei den Grosshandelspreisen verstärkte sich der Preisauftrieb:
der Index lag um 4.3 Prozent über dem Vorjahresstand. Die Verteuerung der Rohstoffe,
Halbfabrikate und Energieträger führte bei den Importwaren zu einer ausgeprägteren
Inflation als bei den Inlanderzeugnissen (7.5% resp. 3.2%). 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1989
HANS HIRTER

Wettbewerb

Die für die Überblickbarkeit der Marktlage wichtige Preisanschreibepflicht führte das
Parlament durch die Teilrevision des Bundesgesetzes über den unlautern Wettbewerb
in das ordentliche Recht über. Dieser Entscheid war wegen des Auslaufens des
Preisüberwachungsbeschlusses, auf den sich die Anschreibepflicht bisher stützte, nötig
geworden. Mit der ebenfalls verabschiedeten Teilrevision des Bundesgesetzes (BRG
78.038) über den Verkehr mit Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen wird der
Bundesrat ermächtigt, die von Konsumenten und Wissenschaftern seit langem
geforderte Deklaration der Zusammensetzung der Lebensmittel anzuordnen. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1978
HANS HIRTER

Der Detailhandel profitierte von der guten Konjunkturlage und steigerte seinen Umsatz
real um zwei Prozent. Dies konnte aber nicht ausreichen, die Existenzängste der
Kleinladenbesitzer zum Verschwinden zu bringen. Eine gewisse Verbesserung in ihrem
Kampf mit den Discountgeschäften und den Grossverteilern erhoffen sie sich von der
Totalrevision des Bundesgesetzes über den unlautern Wettbewerb (UWG). Der vom
Bundesrat in die Vernehmlassung gegebene Entwurf sieht insbesondere Massnahmen
gegen – sogenannten Lockvogelpreise vor. Da eine allgemeine Festlegung von
Minimalverkaufspreisen schon aus ordnungspolitischen Gründen kaum in Frage kommt,
wird sich die Frage stellen, unter welchen Bedingungen jeweils ein Preis als
Lockvogelpreis zu gelten hat. Die im Detaillistenverband zusammengeschlossenen
Händler wurden aber auch selbst politisch aktiv und trugen wesentlich bei zum
Zustandekommen der von der Republikanischen Bewegung lancierten Volksinitiative
gegen das Ladensterben. Dem Gewerbeverband hingegen, dem auch die Detaillisten
angehören, ist das als allgemeine Anregung formulierte Begehren mit seiner Forderung
nach einem Bedarfsnachweis für Einkaufszentren und nach der Entflechtung von
Grossbetrieben zu interventionistisch. Wie diese Volksinitiative ist auch die
parlamentarische Initiative von Nationalrat Schärli (cvp, LU) in erster Linie gegen die
beiden grössten Detailhändler, die als Konsumentengenossenschaften organisierten
Migros und Coop, gerichtet. Der vorberatenden Nationalratskommission geht zwar die
von Schärli geforderte Sondersteuer für Grossgenossenschaften zu weit, sie kündigte
aber eine Motion an, mit der die Veränderung der Besteuerungsprinzipien für
Genossenschaften angestrebt wird. Nach dem Willen einer knappen
Kommissionsmehrheit sollen in Zukunft die Ausgaben für Vergünstigungen an
Genossenschafter dem versteuerbaren Reingewinn zugeschlagen werden. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1980
HANS HIRTER

Wie wir bereits in unserem letzten Bericht erwähnt haben, wird die Migros nicht nur
von aussen kritisiert. Die im Verein «Migros-Frühling» zusammengeschlossenen
oppositionellen Genossenschafter gaben ihren Kampf für eine radikale Veränderung
der Konzernpolitik nicht auf und lancierten zwei Genossenschaftsinitiativen. Die eine
wollte durch die Einführung des Proportionalwahlrechts in den regionalen Gremien die
Einflussmöglichkeiten alternativer Gruppen, welche bei den letzten Wahlen rund einen
Fünftel der Stimmen auf sich vereinigt hatten, verbessern. Das andere Begehren strebte
den stufenweisen Verzicht auf den Verkauf von Fleisch und Eiern aus industrieller
Tierhaltung an. Infolge ungenügender Unterschriftenzahl kam keine der beiden
Initiativen zustande. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.03.1981
HANS HIRTER
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Nachdem sich die Republikaner mit ihrer Volksinitiative «gegen das Ladensterben» der
Anliegen der Kleinhändler erfolgreich angenommen hatten, wurden nun auch andere
bürgerliche Parteien aktiver. Die FDP erarbeitete ein Konzept, welches das Heil der
Detaillisten allerdings nicht in staatlicher Intervention, sondern in Selbsthilfe und
Kooperation erblickt. Eine Verbesserung seiner Lage verspricht sich der gewerbliche
Detailhandel von einer stärkeren Besteuerung der als Genossenschaften organisierten
Grossverteiler. Der Nationalrat lehnte zwar die vom Gewerbevertreter Schärli (cvp, LU)
eingebrachte Forderung nach einer Minimalsteuer für Grossgenossenschaften ab. In
beiden Räten stimmte aber die bürgerliche Mehrheit einer von der zuständigen
Nationalratskommission ausgearbeiteten Motion zu, worin die Revision der
Berechnungsgrundlagen für den steuerbaren Reinertrag der Genossenschaften
gefordert wird. Insbesondere sollten Zuwendungen der beiden Grossverteiler Migros
und Coop an Institutionen im Bereich von Kultur und Freizeitgestaltung vollständig dem
steuerbaren Ertrag zugeschlagen werden. Mit einem Postulat wird zudem angeregt,
diese Subventionen auch noch durch die Begünstigten versteuern zu lassen. Das von
Vertretern der SP und des Landesring vorgebrachte Gegenargument, dass die den
Genossenschaften steuerlich gleichgestellten Kapitalgesellschaften derartige
Leistungen als Werbeaufwand und ähnliches deklarieren und ebenfalls nicht voll
versteuern, vermochte in den Räten ebensowenig zu überzeugen wie die Tatsache, dass
die besonders erfolgreiche Migros-Genossenschaft bereits heute, gemessen am
Umsatz, höhere Abgaben entrichtet als die Mehrzahl der andern
Detailhandelsgesellschaften. 33

MOTION
DATUM: 17.12.1981
HANS HIRTER

Der kleingewerbliche Detailhandel sieht seit Jahren seine Existenz durch die Verkaufs-
und Preispolitik der Grossverteiler bedroht. In der Vernehmlassung erntete der
Vorentwurf für ein revidiertes Bundesgesetz über den unlauteren Wettbewerb (UWG),
der unter anderem rechtliche Handhaben gegen die im Gewerbe Anstoss erregenden
«Lockvogelpreise» (Verkaufspreise, die aus werbepolitischen Gründen sehr tief
angesetzt sind) enthält, bei den grösseren politischen Parteien weitgehend
Zustimmung. Das Bundesgericht entschied, dass aufgrund der bestehenden Rechtslage
gegen sogenannte Lockvogelpreise nicht vorgegangen werden kann. Äusserst kontrovers
fiel hingegen die Reaktion der Wirtschaftsverbände aus. Während der Gewerbeverband,
die selbständigen Detaillisten und die Konsumentenverbände den Vorschlag
begrüssten, erhob der Vorort prinzipielle Einwände. Seine Opposition richtet sich
sowohl gegen die erwähnte Intervention in die Preispolitik als auch gegen die ebenfalls
angestrebte Regelung der Nachfragemacht, welche seiner Ansicht nach ins Kartellgesetz
gehört. Angesichts dieser Uneinigkeit im bürgerlichen Lager erteilte der Bundesrat dem
EVD den Auftrag, innerhalb eines Jahres Antrag zu stellen, ob – und wenn ja in welcher
Form – das Revisionsprojekt weiter verfolgt werden soll. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1981
HANS HIRTER

Bei real leicht gesunkenen Umsätzen (-1.5%) hat der Konkurrenzkampf im Detailhandel
eher zugenommen. Gemäss den Ausführungen des Bundesrates in seiner Botschaft zu
der von den Republikanern 1980 eingereichten Volksinitiative «zur Sicherung der
Versorgung mit lebensnotwendigen Gütern und gegen das Ladensterben», ist die
Versorgungslage der Bevölkerung trotz des eingetretenen Strukturwandels keineswegs
kritisch. Von den Gemeinden mit mehr als 500 Einwohnern verfügen nur zwanzig über
kein eigenes Lebensmittelgeschäft. Massive interventionistische Massnahmen, wie etwa
die geforderte Entflechtung der grossen Geschäftsketten und der
Konsumgenossenschaften liessen sich daher nicht rechtfertigen (der Anteil des
grössten Detailhändlers, der Migros, beläuft sich auf knapp 14%). Daneben gewährten
aber bereits die bestehenden Gesetze Handhaben, um eine übermässige Expansion
gewisser Detailhandelsgesellschaften zu bremsen. Die Landesregierung verwies dabei
namentlich auf die Bestimmungen bezüglich der Raumplanung, der kartellähnlichen
Organisationen und des unlauteren Wettbewerbs. Aus den angeführten Gründen
empfiehlt sie, das Volksbegehren abzulehnen und ihm keinen Gegenvorschlag
gegenüberzustellen.

Eine freiwillige Vereinbarung im Detailhandel in Form einer «Charta des fairen
Wettbewerbs», wie dies auch der Bundesrat begrüsst hätte, kam einstweilen nicht
zustande, da man sich auf den Verzicht bestimmter Verkaufsformen (z.B.
Lockvogelangebote, Rabatte) nicht einigen konnte. 35

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1982
HANS HIRTER
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Während das Kartellrecht für eine funktionsfähige Wettbewerbsordnung sorgen soll, ist
das Bundesgesetz über den unlauteren Wettbewerb (UWG) lediglich als Korrektiv
gegenüber Entartungen des Wettbewerbs gedacht. Für seine Revision verabschiedete
der Bundesrat nun im Mai einen Entwurf. Im Zentrum der Vorlage stehen die
Vorschläge für die rechtliche Erfassung der «Lockvogelpreis»-Politik. Sowohl in der
vorberatenden Kommission des Nationalrates als auch in Pressekommentaren traten
erneut die kontroversen Meinungen zutage, die sich schon während des
Vernehmlassungsverfahrens gezeigt hatten. Gewerbliche Kreise sind an einer strengen
Regelung interessiert. Demgegenüber wurde in einigen Pressekommentaren der
Vorwurf erhoben, die geplanten Bestimmungen stellten einen fragwürdigen Eingriff in
die Preisbildungsfreiheit dar. In gewisser Hinsicht lässt sich der Gesetzentwurf als
indirekter Gegenvorschlag zur von Regierung und Parlament abgelehnten Initiative
«gegen das Lädelisterben» betrachten. Dieses Begehren wurde im August von den
Initianten zurückgezogen. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.08.1983
REGINA ESCHER

Bei der Vorberatung des Bundesgesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG) hat
sich die Nationalratskommission weitgehend der bundesrätlichen Vorlage
angeschlossen. In bezug auf die Lockvogelpreise wurde allerdings präzisiert, dass solche
Angebote nur dann unzulässig seien, wenn sie unter dem Einstandspreis liegen und der
Kunde damit über die Leistungsfähigkeit des Anbieters getäuscht werden soll. Mit
dieser Formulierung entfernte sich die Kommission noch weiter von den Erwartungen
des gewerblichen Detailhandels, welcher sich vom Verbot der Lockvogelpreise ein
wirksames Mittel im Konkurrenzkampf gegen Grossfirmen erhofft. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1984
HANS HIRTER

Die Volkskammer befasste sich als Erstrat mit dem Bundesgesetz über den unlauteren
Wettbewerb (UWG). Es geht dabei grundsätzlich um die Überarbeitung der in manchen
Teilen veralteten Vorschriften aus dem Jahre 1943. Gleichzeitig wird aber von den
kleinen Detailhändlern an diese Revision die Erwartung geknüpft, dass in die Vorlage
wirksame Bestimmungen zu ihrem Schutz gegen die Konkurrenz der grossen
Ladenketten eingebaut werden. Hauptstreitpunkt während der Beratungen war denn
auch die Frage, in welchem Mass aus strukturpolitischen Motiven die Handels- und
Gewerbefreiheit eingeschränkt werden darf. Insbesondere bürgerliche Politiker sahen
sich dem Dilemma ausgesetzt, für einmal zugunsten der Einschränkung der
wirtschaftlichen Freiheit durch den Staat plädieren zu müssen. Ein
Nichteintretensantrag von W. Biel (ldu, ZH) wurde indessen deutlich (121 : 11) abgelehnt.
Ein vom gewerblichen Detailhandel sehr hoch eingeschätztes Element zur Verbesserung
seiner Position bilden die Bestimmungen über die Lockvogelpreise. Mit knappem Mehr
beschloss der Rat auf Antrag der Minderheit der vorberatenden Kommission, dass der
unerlaubte Tatbestand bereits dann erfüllt sei, wenn Waren in der Werbung
systematisch unter dem Einstandspreis angeboten werden; eine Täuschung des
Konsumenten über die Leistungsfähigkeit des Anbieters brauche damit nicht verbunden
zu sein. Entgegen dem Antrag des Bundesrats lehnte die Volkskammer im weitem die
teilweise Liberalisierung der Ausverkaufsordnung ab. Obwohl in der heutigen Praxis der
Vollzug dieser Vorschriften sehr erschwert ist und sich der gewerbliche Detailhandel
selbst oft nicht daran hält, soll die kantonale Bewilligungspflicht auch für befristete
Verkaufsaktionen (sogenannte Sonderverkäufe) beibehalten werden. Die Vertreter der
kleinen Detailhändler zeigten sich vom Ausgang der Verhandlungen sehr befriedigt.
Anders lautete der Kommentar ihrer Konkurrenten. Migros und Coop kritisierten das
UWG in der vom Nationalrat verabschiedeten Form als unerträgliche Einschränkung des
freien Wettbewerbs und bezeichneten die Bestimmungen über die Lockvogelpreise als
polizeiliche Mindestpreisvorschrift; der drittgrösste Lebensmitteldetailist, Denner,
drohte gar mit dem Referendum. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.06.1985
HANS HIRTER

Die Revision des Bundesgesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG) konnte im
Berichtsjahr verabschiedet werden. Gegen den Widerstand der SVP und der
Gewerbevertreter der übrigen bürgerlichen Parteien gab der Ständerat dem Artikel
über Billigangebote, die den Zweck haben, Kunden ins Geschäft zu locken (sogenannte
Lockvögel), eine wettbewerbsfreundlichere Fassung. Er fügte mit 18 :12 Stimmen die
vom Nationalrat gestrichene Bestimmung wieder ein, dass für den unzulässigen
Tatbestand des Lockvogelpreises das Element der beabsichtigten Täuschung des
Kunden über die Leistungsfähigkeit des Anbieters erforderlich ist. Hingegen schloss er
sich der grossen Kammer in der Frage der Beibehaltung der Bewilligungspflicht für
Sonderverkäufe und Aktionen an und lehnte die vom Bundesrat beantragte

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.1986
HANS HIRTER
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Liberalisierung ab. Erst im Differenzbereinigungsverfahren stimmte er schliesslich dem
Nationalrat zu, dass auch besonders aggressive Verkaufsmethoden als unlauter gelten
sollen. 39

Auf Begehren des Detailhandels beschloss der Bundesrat, dass die Preise von Waren,
die mehr als 5000 Fr. kosten, nicht mehr angeschrieben werden müssen. Diese
Lockerung der Verordnung über die Preisanschreibepflicht tritt auf den 1.3.1988 in
Kraft. 40

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 31.12.1987
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Durch die Annahme zweier Motionen (Mo. 20.2451; Mo. 20.3460) war der Bundesrat
vom Parlament in der Sommersession 2020 beauftragt worden, eine Vorlage zur
Regelung der Geschäftsmieten auszuarbeiten, die eine Aufteilung der Mietzinse von
Betrieben oder Einrichtungen, die während der ersten Welle der Corona-Pandemie
behördlich geschlossen werden mussten oder nur stark eingeschränkt betrieben
werden konnten, im Verhältnis von 40 (Mieterseite) zu 60 (Vermieterseite) für die Dauer
der behördlich verordneten Massnahmen vorsah. 

Vom 1. Juli bis zum 4. August 2020 gab der Bundesrat einen Entwurf für ein
entsprechendes Covid-19-Geschäftsmietegesetz in die verkürzte Vernehmlassung,
deren Ergebnis unter den 178 stellungnehmenden Parteien kontrovers ausfiel. Neben elf
Kantonen (AR, BL, GE, LU, NW, OW, SZ, TG, UR, ZG, ZH) lehnten mit den FDP.Liberalen
und der SVP auch zwei grosse Parteien sowie Economiesuisse, der Schweizerische
Gewerbeverband, der Hauseigentümerverband und Immobilienverbände die Vorlage ab.
Zustimmung erfuhr der Entwurf von acht Kantonen (AI, BS, FR, GL, GR, NE, SO, VD), den
Parteien der Grünen, SP, CVP und EVP, von den Organisationen der Mieterinnen und
Mieter, dem Schweizerischen Städteverband sowie von Gastro- und Berufsverbänden.
Sechs Kantone (AG, BE, SG, SH, TI, VS) und die GLP hoben sowohl Vor- als auch
Nachteile des Entwurfs hervor. Die sich in der Überzahl befindenden ablehnenden
Stellungnehmenden kritisierten, dass der Staat mit einem solchen Gesetz massiv in die
Vertragsverhältnisse zwischen Privaten eingreife, was in keinem Verhältnis zum
volkswirtschaftlichen Nutzen einer solchen Regelung stehe. Ferner bestehe keine
Verfassungsgrundlage für ein solches Vorgehen und ein allgemeiner Verteilschlüssel von
60/40 sei kein geeignetes Mittel, um den unterschiedlichen Situationen der
Betroffenen gerecht zu werden. Die befürwortende Seite sprach sich in der
Vernehmlassung teilweise für weitergehende Forderungen aus, man akzeptiere jedoch
den gewählten Weg als Kompromiss und begrüsse ein rasches Vorwärtsgehen, liess etwa
Natalie Imboden, Generalsekretärin des Mieterinnen- und Mieterverbandes, gegenüber
Le Temps verlauten. Im Anschluss an die Vernehmlassung passte der Bundesrat die
Vorlage punktuell an, in erster Linie, um Unsicherheiten in der Anwendung zu
reduzieren. 

Am 18. September 2020 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Covid-19-
Geschäftsmietegesetz. Darin verzichtete er aufgrund der kontroversen Stellungnahmen
darauf, dem Parlament die Botschaft zur Annahme zu beantragen, und bekräftigte
ebenfalls seine bereits im Frühjahr vertretene negative Haltung gegenüber einer
solchen Regelung (vgl. etwa Mo. 20.3161; Mo. 20.3142 oder die Stellungnahme des
Bundesrates zur Situation der Geschäftsmieten). Dass der Bundesrat «seine eigene»
Vorlage ablehnt (NZZ), war einigen Pressetiteln einen zentralen Vermerk wert. Konkret
regelt der Gesetzesentwurf Mietverhältnisse von öffentlich zugänglichen Einrichtungen
und Betrieben, die aufgrund der Covid-19-Verordnung 2 (Fassung 17./19./21.3.20)
schliessen mussten (z.B. Restaurants, Coiffeursalons), und von
Gesundheitseinrichtungen, die ihre Tätigkeiten reduzieren mussten. Für Erstere soll
das Gesetz über die gesamte Dauer der vom Bund verordneten Schliessung gelten (17.3-
21.6.20), während Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb einschränken mussten,
gemäss Entwurf lediglich für eine maximale Dauer von zwei Monaten von einer solchen
Mietzinsreduktion profitieren könnten. Von der 60/40-Regelung betroffen sind nur
Mietverhältnisse, deren Nettomietzins pro Monat CHF 14'999 nicht übersteigt. Bei
einem Nettomietzins zwischen 15'000 und 20'000 ist es beiden Mietparteien

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2020
MARLÈNE GERBER
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vorbehalten, durch eine einseitige schriftliche Mitteilung auf die Gesetzesregelung zu
verzichten. Die Regelung gilt nur für Vertragsparteien, die zuvor noch keine
ausdrückliche Einigung erzielt haben. Für den Fall, dass Vermieterinnen und Vermieter
oder Pächter und Pächterinnen durch die Mietzinsreduktion in eine wirtschaftliche
Notlage geraten würden, soll beim Bund eine finanzielle Entschädigung beantragt
werden können. Dieser stellt dafür einen Härtefallfonds in der Höhe von maximal CHF
20'000 bereit. 41

Im Oktober 2020 legte der Bundesrat den Bericht «Monitoring Geschäftsmieten» vor,
dessen Erarbeitung er im April desselben Jahres im Rahmen seiner Stellungnahme zur
Situation bei den Geschäftsmieten in Auftrag gegeben hatte. Der Bericht rechnete
basierend auf Zahlen von Wüest Partner vor, dass sich die Mietzinse von
Geschäftsliegenschaften, die von der behördlich verordneten Schliessung betroffen
waren, für die Zeit vom 17. März bis am 26. April 2020 auf CHF 530 Mio. belaufen und
rund 113'000 Mietverhältnisse betroffen sind. Ferner stützte sich der Bericht auf eine
von gfs.bern erstellte repräsentative Umfrage bei knapp 2000 Betrieben, wobei sowohl
Mietparteien als auch die Vermieterschaft befragt wurden. Die Umfrage zeigte, dass der
Anteil Mieterinnen und Mieter mit Schwierigkeiten bei der Bezahlung ihrer
Geschäftsmieten während des Lockdowns von 6 auf 33 Prozent angestiegen war, wobei
sich Personen in der Westschweiz und im Tessin besonders betroffen gezeigt hatten.
Ferner gaben 38 Prozent der befragten Mieterinnen und Mieter an, die Vermieterseite
um ein Entgegenkommen bei der Miete – etwa in Form von Mietzinsreduktion, Stundung
oder Ratenzahlung – gebeten und eine Antwort erhalten zu haben. Gemäss Angaben
dieser Gruppe von Befragten war die Vermieterseite diesen Anfragen in 55 Prozent der
Fälle nachgekommen. Die Befragung von Vermieterinnen und Vermietern ergab ein
etwas anderes Bild: Neun von zehn Personen der Vermieterseite gab an, den Anfragen
ihrer Mieterschaft entgegengekommen zu sein. Weitere 10 Prozent der befragten
Mieterinnen und Mieter (und 13% der Vermieterinnen und Vermieter) hielten fest, dass
es zu einer Einigung gekommen war, die durch die Vermieterseite selber initiiert
worden war. Bei 40 Prozent der befragten Mietenden (36% der Vermietenden) hatte
sich keine der beiden Parteien um eine vom bestehenden Mietverhältnis abweichende
Lösung bemüht und bei weiteren Befragten waren Verhandlungen noch im Gange (8%
resp. 7%). Ungefähr sieben von zehn Personen, bei denen es zu einer Einigung
gekommen war, gaben an, dass diese zu einer Mietreduktion geführt habe, wobei sich
die Mietreduktion mehrheitlich auf 50 Prozent oder weniger belief (Befragung
Mieterschaft). Weiter zeigte die Befragung, dass 3 von 4 Mietenden Bundeshilfen
beansprucht hatten, meistens in Form von Kurzarbeitsentschädigungen (44%),
Überbrückungskrediten (26%) oder Erwerbsersatz (25%). 
Nicht zuletzt warf das Monitoring auch einen Blick ins nahe Ausland. Die meisten
Staaten hätten die Mieterseite bei der Deckung der Fixkosten unterstützt, eher seltener
seien mietrechtliche Eingriffe festgestellt worden. Wo solche Eingriffe erfolgt seien, sei
keine Mietzinssenkung beschlossen worden, sondern habe man die Zahlungs- oder
Kündigungsfristen erstreckt. 
Basierend auf diesen Informationen sowie unter Berücksichtigung der aktuellen
Konjunkturentwicklung, die auf eine «rasche und kräftige wirtschaftliche Erholung»
hindeute, folgerte der Bundesrat, dass es wenig Hinweise auf grössere Schwierigkeiten
im Bereich der Geschäftsmieten gebe. 42

BERICHT
DATUM: 07.10.2020
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit
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Arbeitsmarkt

Bearbeitet L'évolution plus favorable du marché du travail et la volonté politique de
remédier à certaines carences d'ordre sectoriel vont-elles être entravées par
l'introduction toujours plus massive des technologies de pointe? Toujours est-il que
plusieurs études tendent à montrer que la vague de rationalisation déclenchée par
l'avènement de la micro-électronique risque de favoriser à nouveau l'éclosion du
spectre du chômage. Si l'industrie paraît la mieux armée en raison de sa productivité
traditionnellement meilleure, bien que là aussi des réductions de personnel sont à
envisager, en revanche, le secteur des services est de loin le plus vulnérable. 
Les griefs et les craintes exprimés à l'encontre de cette explosion électronique doivent
être inscrits dans le contexte de la crise de l'emploi que connaissent pratiquement tous
les pays industrialisés. Cette importante question préoccupe depuis quelques années
déjà les milieux syndicaux (en 1978 et 1979). 
Elle figurait au centre des débats du dernier Congrès de la Fédération suisse des
travailleurs de la métallurgie et de l'horlogerie (FTMH). Les délégués ont exigé à cette
occasion que l'on institue des commissions technologiques paritaires chargées
d'étudier toutes les répercussions possibles de l'électronique sur les conditions de
travail. 
Enfin, l'initiative populaire «Un emploi pour tous», lancée en février 1979 par l'extrême
gauche (Cf. ici et ici), n'a pas obtenu le nombre de signatures nécessaires pour être
validée. 43

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.08.1980
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

Le postulat déposé par Verena Herzog (udc, TG) demande la simplification et la
modernisation du droit du travail pour améliorer la compétitivité des entreprises du
secteur des services. Le droit du travail est difficilement applicable pour les
entreprises en raison des multiples révisions et ordonnances d'exécution. Le Conseil
fédéral est donc chargé de le simplifier. De plus, il devra présenter un rapport exposant
des mesures qui permettraient un renforcement de la compétitivité du secteur
tertiaire. L'auteure du postulat juge que la loi sur le travail (LTr) est dépassée, du fait du
développement du secteur des services et de l'essor de nouvelles formes de travail. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter ce postulat. Selon lui, au regard des discussions
menées ces dernières années avec les partenaires sociaux et les cantons, il est plutôt
souhaitable d'adapter ponctuellement la loi sur le travail au lieu de procéder à une
révision totale de celle-ci. Le Conseil national a adopté ce postulat par 127 voix contre
60 et 2 absentions, les voix des Verts et des socialistes n'auront pas suffi pour rejeter le
postulat. 44

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

Par le biais d'un postulat, le Conseil fédéral a été chargé de présenter un rapport
exposant comment renforcer la compétitivité des entreprises du secteur tertiaire en
simplifiant et en modernisant le droit du travail. D'après les conclusions de son
rapport, il reconnaît qu'une révision globale de la loi sur le travail (LTr) à moyen ou long
terme permettrait de simplifier la loi, avec notamment une amélioration de sa lisibilité.
Toutefois, il faudrait d'abord que les partenaires sociaux s'entendent sur les grands
axes d'une éventuelle révision, avant que le Conseil fédéral ne s'y atèle. De plus, selon
les analyses menées, la LTr est flexible et peut être adaptée ponctuellement pour tenir
compte des nouvelles formes de travail. 45

BERICHT
DATUM: 14.10.2020
DIANE PORCELLANA

Bildung, Kultur und Medien
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Kultur, Sprache, Kirchen

Heimatschutz und Denkmalpflege

Der ISOS-Bewertungsausschuss setzt sich bisweilen aus Vertreterinnen und Vertretern
der Denkmalpflege, des Ortsbild-, Natur- und Landschaftsschutzes sowie der
Raumplanung zusammen. Gemäss Nationalrat Olivier Feller (fdp, VD) sei es aber bedingt
durch die wachsende Bedeutung und zunehmende Interessenabwägung hinsichtlich
des ISOS an der Zeit, dass auch Vertreterinnen und Vertreter des Gewerbes sowie die
Grundeigentümerschaft in dieses Gremium aufgenommen würden. Mittels einer
Motion forderte er den Bundesrat auf, die notwendigen Schritte einzuleiten, damit
auch diese Vertretungen im Ausschuss angemessen berücksichtigt würden. Der
Bundesrat beantragte den Vorstoss zur Ablehnung, da es sich beim ISOS um eine
Zusammenstellung aufgrund objektiver und (wissenschaftlich) vereinheitlichter
Kriterien handle und nicht etwa um einen Planungsakt mit Interessenabwägung. Die
beantragte Erweiterung des Ausschusses würde aber eine antizipierende
Interessenabwägung aufweisen und sei daher systemwidrig. Eine eigentliche Diskussion
über das Thema konnte im Rat indes nicht vorgenommen werden, da der Vorstoss
aufgrund der Verjährungsfrist von zwei Jahren im Dezember 2019 unbehandelt
abgeschrieben wurde. 46

MOTION
DATUM: 20.12.2019
MELIKE GÖKCE

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2020: Verbände

Verschiedene Branchenverbände befürchteten aufgrund der zur Eindämmung des
Coronavirus verhängten Massnahmen drastische Folgen für die durch sie vertretenen
Wirtschaftssektoren. Entsprechend forderten sie während des Lockdowns und danach
bessere Kreditbedingungen oder Ausnahmeregelungen für ihre Branchen:
Beispielsweise forderten die Verbände Hotelleriesuisse und Gastrosuisse vom
Bundesrat einen Erlass der Covid-19-Kredite und eine rasche Wiedereröffnung der
Restaurants und Bars; der Industrieverband Swissmem wollte, dass dringend benötigte
Spezialistinnen und Spezialisten die verhängten Einreisesperren umgehen können.
Unterstützt wurde die Forderung durch Economiesuisse. Beide Verbände erhofften
sich zudem eine Abschaffung der Industriezölle, um Unternehmen finanziell zu
entlasten.
Auch eine Forderung der Unia bezüglich des Lockdowns sorgte für Aufsehen. Weil
gemäss der Gewerkschaft Arbeitnehmende in Industrie und Gewerbe während des
Lockdowns nicht ausreichend geschützt waren – ein Banker könne etwa im Homeoffice
arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und Abstandsregeln gut
einhalten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel, im
Gewerbe oder auf dem Bau müssten weiterhin ungeschützt ihren beruflichen
Tätigkeiten nachgehen –, forderte Unia-Chefin Vania Alleva landesweit eine Schliessung
von Baustellen und Betrieben, bis auch dort umsetzbare und greifende
Schutzmassnahmen und -konzepte erarbeitet worden seien. Seitens der Tagespresse
musste sich Alleva aufgrund der hohen Kosten, welche diese Massnahme für Industrie
und Gewerbe mit sich gebracht hätte, teils scharfen Vorwürfen stellen. 

Abseits von Corona ging das Verbandswesen seinen gewohnten Gang. So kam es
beispielsweise zu Personalmutationen (nicht abschliessende Auflistung): Jacques
Bourgeois trat Ende März nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) zurück und wurde von Martin Rufer abgelöst.
Flavia Kleiner gab ihr Amt als Co-Präsidentin bei Operation Libero per 20. Juni ab,
nachdem sie dieses seit der Gründung der Bewegung 2014 innegehabt hatte, zuletzt
zusammen mit Laura Zimmermann. Ihre Nachfolge trat Stefan Manser-Egli an. Einen
Wechsel gab es auch bei Economiesuisse, hier trat Christoph Mäder per 1. Oktober die
Nachfolge des bis dahin amtierenden Economiesuisse-Präsidenten Heinz Karrer an.
Karrer hatte zuvor zwölf Jahre im Vorstand des Wirtschaftsverbands geamtet, sieben
davon als Präsident. Ebenfalls im Oktober wurde am Gewerbekongress in Freiburg der
Tessiner Fabio Regazzi (cvp) als neuer Präsident des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV) bestätigt, Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den Vorstand
gewählt. Gemäss NZZ wäre die Wahl Gutjahrs anstelle Regazzis wünschenswert

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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gewesen, denn sie, so analysierte die Zeitung, hätte unter anderem in Anbetracht der
tiefen Frauenquote beim SGV frischen Wind in den Verband gebracht.

Ferner fanden 2020 mehrere Volksabstimmungen statt. Auch die Verbände nahmen zu
den Anliegen Stellung und fassten Parolen.
Medienwirksam diskutiert wurde die von der AUNS zusammen mit der SVP lancierte
Begrenzungsinitiative. Sowohl die grossen Wirtschaftsverbände – vertreten durch den
SGV und Economiesuisse – als auch die Arbeitnehmerverbände – vertreten durch den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), Travail.Suisse sowie die Gewerkschaften
Unia, Syna und VPOD – lehnten die Initiative ab. Ein besonders wichtiges
Gegenargument war die Befürchtung einer Kündigung des
Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU, die eine Annahme der Initiative
womöglich zur Folge gehabt hätte. 
Die grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbände Economiesuisse, der Schweizerische
Arbeitgeberverband (SAV), der SGV sowie der SBV fassten ferner gemeinsam die Nein-
Parole zur ebenfalls viel diskutierten Konzernverantwortungsinitiative, über die im
November abgestimmt wurde. Diese verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt
werden können, sollten diese oder ihre Tochterfirmen im Ausland gegen geltende
Menschenrechte und Umweltstandards verstossen. Die Wirtschaft, so hiess es seitens
der Verbände, stehe ohne Wenn und Aber zu den Menschenrechten und
Umweltstandards, doch, so die Argumentation, würde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit führen und dabei die
Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. Der Gegenvorschlag, welcher bei
Ablehnung der Initiative in Kraft treten würde und anstelle von rechtlichen
Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den Verbänden Unterstützung.
Eine noch grössere Anzahl an Verbänden und insbesondere NGOs stand hingegen für
die Initiative ein: Amnesty International, Greenpeace, Swissaid oder die Gesellschaft für
bedrohte Völker gehörten zu den Trägerorganisationen der
Konzernverantwortungsinitiative. Die Operation Libero, die Unia, der WWF, Terre des
Femmes, der SGB und zahlreiche weitere Umweltschutz-, Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsorganisationen sicherten dem Anliegen ihre Unterstützung zu.

Auch historische Jubiläen konnten im Coronajahr begangen werden: Die
Dachorganisation für lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte ihr 100-jähriges Bestehen; Economiesuisse konnte diese Zahl gar noch
überbieten: Seit 150 Jahren gibt es den Dachverband der Schweizer Wirtschaft,
wenngleich nicht immer in gleicher Form wie heute.

Zu Jahresbeginn erreichte der Anteil der Zeitungsberichte zum Thema «Verbände»
gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten Berichte
seinen höchsten Wert und sank dann, mit einem erneuten leichten Anstieg im Sommer,
bis Ende Jahr deutlich ab. Am stärksten in den Medienberichterstattungen vertreten
waren die Industrieverbände sowie die Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbände.
Ebenfalls öfters Thema der medialen Berichterstattung waren die Gewerbeverbände,
wenig vertreten waren hingegen die Landwirtschaft und die übrigen
Arbeitgeberverbände. 47

Industrie, Handel und Unternehmer

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur STAF-
Vorlage, über die im Mai desselben Jahres an der Urne abgestimmt wurde. Die Vorlage
sei ein Kompromiss, welcher «die wirtschaftliche Position der Schweiz im
internationalen Standortwettbewerb stärke» und gleichzeitig die Sozialwerke
stabilisiere. Die Interessen der Unternehmen würden dabei genügend berücksichtigt
und die steuerliche Autonomie der Kantone gewahrt. Damit werde die STAF den vom
SGV kommunizierten Anforderungen gerecht, wie einer Medienmitteilung des Verbands
zu entnehmen war. 48

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.01.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Im März 2020 feierte der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse sein 150-jähriges
Bestehen. Genau genommen gibt es den Verband in seiner heutigen Form erst seit
2000; dieser entstand damals aus dem Zusammenschluss seines am 12. März 1870
gegründeten Vorgängers «Vorort» (dem schweizerischen Handels- und Industrieverein)
und der Gesellschaft zur Förderung der Schweizer Wirtschaft «wf», die ihrerseits seit
1942 Bestand hatte. Der Medienmitteilung, welche die Economiesuisse zum Jubiläum

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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veröffentlichte, war zu entnehmen, dass der Verband mit seinen 150 Jahren der älteste
nationale Unternehmerverband der Welt sei. Dieser setze sich laut eigenen Angaben für
eine freiheitliche und marktwirtschaftliche Ordnung ein und stehe exemplarisch für die
«langfristig gewachsene, auf starken Institutionen beruhende politische Kultur der
Schweiz».
Aufgrund der Corona-Pandemie wurde der Jubiläumsanlass von Economiesuisse auf
unbestimmte Zeit verschoben. Ebenso musste die in Zusammenarbeit mit dem Archiv
für Zeitgeschichte der ETH geplante Jubiläumsausstellung «Handel im Wandel – Vom
Vorort zu Economiesuisse (1870–2020)» auf das Jahr 2021 verschoben werden. 49

Die Grenzschliessungen, welche im Frühling zur Bekämpfung der Corona-Pandemie
beschlossen wurden, trafen auch die Produktionskapazität der Maschinen-, Elektro-
und Metall-Industrie. Der Branchenverband Swissmem forderte eine Lockerung der
Einreisebestimmungen, da wichtige Reparatur- und Unterhaltsarbeiten in den
Produktionsstätten der Industrie oft von Fachspezialisten aus dem Ausland
vorgenommen würden. Damit die Industrie wieder «den Weg zurück in die Normalität»
finden und Arbeitsplätze erhalten werden können, so teilte der Verband im April 2020
mit, müssten die für die Branche wichtigen Fachkräfte wieder ungehindert ein- und
ausreisen können. Zudem forderte der Verband eine Abschaffung der Industriezölle,
wie sie im Parlament gerade behandelt werden, die der Industriebranche nach dessen
Angaben eine finanzielle Entlastung von CHF 125 Mio. bringen würde.
Den Anliegen schloss sich der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse an: Dieser
stellte im Mai ein Acht-Punkte-Programm zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen
der Corona-Pandemie vor. Neben der Forderung, Industriezölle abzuschaffen, pochte
der Verband etwa auf die finanzielle Förderung der wirtschaftlichen Innovation und auf
mehr unternehmerischen Freiraum durch den Abbau von Regulierungen. Auch forderte
Verbandspräsident Heinz Karrer in einem Interview mit dem Tages-Anzeiger, die
Schweiz müsse «offen bleiben», was sich einerseits auf die Grenzschliessungen, aber
auch auf die kommende Abstimmungen über die Begrenzungsinitiative bezog. 50

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 29.05.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Im Oktober 2020 wurde am Gewerbekongress in Freiburg der Tessiner Fabio Regazzi
(cvp) als neuer Präsident des SGV bestätigt. Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den
Vorstand gewählt. Der Verband verabschiedete zudem eine Charta zur Digitalisierung,
um die diesbezüglichen Entwicklungen in der Branche voranzutreiben.

Bereits im Januar hatte der Verband per Medienmitteilung bekannt gegeben, dass die
Gewerbekammer (das Parlament des Verbands) Regazzi als Kandidaten für das frei
werdende Präsidium nominieren würde. Ursprünglich hätte der Gewerbekongress
bereits im April stattfinden sollen, doch wurde der Anlass aufgrund der Corona-
Pandemie auf Ende Oktober verschoben. Im August hatte Gutjahr bekannt gegeben,
ihre Kandidatur für das Präsidium – sie hätte die erste Präsidentin des Verbands
werden können – zurückzuziehen und sich stattdessen für den Vorstand zur Wahl zu
stellen. Es sei wichtig, so Gutjahr damals gemäss einer Medienmitteilung des Verbands,
dass der SGV Zusammenhalt demonstriere, weshalb sie auf eine Kampfwahl verzichte.
Zudem sei Regazzi wie sie in der Metallbaubranche tätig, weshalb sie ihm an der Wahl
im Oktober ihre Unterstützung zusichere.
Nach dem Rückzug Gutjahrs stand der Wahl Regazzis als Nachfolger des bisherigen
Präsidenten Jean-François Rimes (svp, FR) kaum mehr etwas im Weg. Laut NZZ, die die
mögliche Wahl Regazzis bereits im Frühjahr kommentiert hatte, wäre die Wahl Gutjahrs
aber nicht zuletzt wegen der schlechten Frauenquote im SGV wünschenswert gewesen.
Unter den hundert Mitgliedern der Gewerbekammer befanden sich gemäss der Zeitung
(Stand Januar) lediglich sieben Frauen, der Vorstand zählte neben 13 Männern nur zwei
Frauen. Gutjahr, so resümierte die NZZ, hätte den Wandel verkörpern können, welchen
der Verband nach der Niederlage an den eidgenössischen Wahlen 2019 – nicht nur der
damalige Verbandspräsident Rime, auch Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
sowie Vorstandsmitglied Hansjörg Brunner (fdp, TG) waren nicht mehr in den
Nationalrat gewählt worden – gebraucht hätte. 51

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.10.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Die drei grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbände Economiesuisse, SAV, SGV sowie
der SBV fassten gemeinsam die Nein-Parole zur viel diskutierten
Konzernverantwortungsinitiative, über die im November 2020 abgestimmt wurde. Diese
verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt werden können, sollten sie oder ihre
Tochterfirmen im Ausland gegen geltende Menschenrechte und Umweltstandards
verstossen.
Die Wirtschaft, so liess der neue Economiesuisse-Präsident Christoph Mäder in einer
gemeinsamen Medienmitteilung verlauten, stehe ohne Wenn und Aber zu den
Menschenrechten und Umweltstandards, jedoch würde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit führen und dabei die
Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. SAV-Präsident Valentin Vogt
betonte, dass die Initiative in Anbetracht der gegenwärtigen Corona-Situation
gefährlich sei: Die Schweizer Wirtschaft dürfe in einer derartigen Krise nicht auch noch
Eigentore riskieren. SGV-Präsident Regazzi befürchtete bei Annahme der Initiative
einen Domino-Effekt: Was anfänglich nur auf die Grosskonzerne abziele, treffe
letztendlich auch die KMU, denn die Forderungen der Initiative würde beispielsweise
auch für Lieferanten gelten. Nicht nur grosse, sondern auch kleine Unternehmen
müssten sich deshalb vorsorglich rechtlich absichern. Die KMU sah Regazzi denn bei
einer Annahme besonders betroffen, da Unternehmen mit einer kleinen
Rechtsabteilung bei einem Zwischenfall nicht in der Lage wären, sich rechtlich zu
wehren. Das«Wirtschaftsbashing» der Initianten müsse deshalb aufhören.
Schliesslich kam auch der Bauernverbandspräsident Markus Ritter zu Wort. Er sprach
von einer ungerechten Beweislastumkehr und hob hervor, dass auch die Schweizer
Landwirtschaft stark von Partnerunternehmen im Agrar- und Lebensmittelsektor
abhängig sei. Indirekt würde also auch die Schweizer Bauernschaft von der Initiative
getroffen.
Der Gegenvorschlag, welcher bei Ablehnung der Initiative in Kraft treten würde und
anstelle von rechtlichen Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den
Verbänden Unterstützung. 52

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.11.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Mit der Ablehnung der Mutterschaftsversicherung in der Volksabstimmung konnte der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) 1987 einen weiteren referendumspolitischen
Erfolg erzielen. Es handelte sich dabei – nach dem Raumplanungsgesetz, dem
Hochschulförderungsgesetz und der Innovationsrisikogarantie – um die vierte Vorlage,
die seit 1976 vom SGV mit dem Referendum zu Fall gebracht worden war. Dass er damit
einen von bürgerlichen Parlamentariern eingebrachten Lösungsvorschlag torpedierte,
stellte ein Indiz für das teilweise recht spannungsreich gewordene Verhältnis zwischen
dem SGV und den bürgerlichen Parteien dar. Weitere Anlässe für derartige Konflikte
bestehen namentlich in der Umwelt- und in der Verkehrspolitik und dürften in Zukunft
noch bedeutsamer werden. Dabei geht es nicht nur um die Ablehnung einzelner
Massnahmen, sondern auch um grundsätzliche Fragen. So sagte der SGV der Einführung
von umweltpolitischen Lenkungssteuern grundsätzliche Opposition an und stellte sich
damit gegen die Freisinnigen, welche diesem Instrument im Rahmen einer
marktwirtschaftlichen Ordnung grosses Gewicht beimessen. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.11.1987
HANS HIRTER

Wie der Vorort lehnte auch der Schweizerische Gewerbeverband sowohl die verkehrs-
und energiepolitischen Volksinitiativen als auch den vom Parlament vorgeschlagenen
Energieartikel ab. Von den mit Referenden bekämpften Vorlagen unterstützte er die
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, zum Rebbaubeschluss und zur Reform der
Bundesrechtspflege sprach er sich nicht aus. 54

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.07.1990
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV), der schon 1977 und 1979 massgeblich zum
Scheitern der Bundesfinanzreform beigetragen hatte, bekämpfte auch das am 2. Juni
dem Volk vorgelegte Finanzpaket. Grundsätzlich kritisierte er die unveränderte
Beibehaltung der Direkten Bundessteuer. Besonders stark war die Opposition einzelner
Branchenverbände (Coiffeure, Wirte), deren Leistungen der neuen Mehrwertsteuer
unterstellt worden wären. 

An seinem Kongress in Bern vom 25. September kündigte der SGV an, dass er 1992 eine
Volksinitiative zur Abschaffung der Direkten Bundessteuer bis zum Jahr 2002 lancieren
werde. Von den Referenden, die gegen Parlamentsbeschlüsse der Herbstsession

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.09.1991
HANS HIRTER
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lanciert wurden, unterstützte der SGV offiziell dasjenige gegen das bäuerliche
Bodenrecht. Allerdings verschickte er auch Unterschriftenbogen gegen die
Parlamentsreform und den Beitritt zum IWF.
Die LdU-Initiative für den öffentlichen Verkehr empfahl der SGV zur Ablehnung. 55

Nach neunjähriger Amtszeit trat der Zuger CVP-Ständerat Kündig vom Präsidium des
SGV zurück. An seine Stelle wurde am Gewerbekongress vom 25. September in Bern der
freisinnige Nationalrat und Präsident des Schweizerischen Drogistenverbandes, Hans-
Rudolf Früh (AR) gewählt. 56

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 25.09.1991
HANS HIRTER

Obwohl sich der scheidende Präsident Kündig am Kongress im September noch relativ
positiv zum EWR-Vertrag geäussert hatte, beantragte im November der Vorstand des
SGV der Gewerbekammer, welche für die definitive Stellungnahme zuständig ist, den
EWR abzulehnen. 57

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.11.1991
HANS HIRTER

Anders als die bürgerlichen Regierungsparteien unterstützte der Vorort die vom
Gewerbeverband und dem Redressement National lancierte Volksinitiative für die
Abschaffung der direkten Bundessteuer bis zum Jahr 2003. Dem Argument der
bürgerlichen Bundesratsparteien, dass der Vorstoss schlecht terminiert sei und die
Diskussion um die vordringlich notwendige Einführung der Mehrwertsteuer unnötig
belaste, vermochte sich der Vorort nicht anzuschliessen. Er fand, dass die Initiative
seinen eigenen finanzpolitischen Zielen einer Verlagerung von den Einkommens- auf
die Verbrauchssteuern entspreche, und deshalb, zumindest als politisches
Druckmittel, auch unterstützenswert sei. 58

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.02.1992
HANS HIRTER

Recht überraschend fiel der Entscheid des SGV zum EWR-Vertrag aus. Im Verlauf des
Jahres hatte sich die Verbandsleitung eher negativ zu diesem Vertrag geäussert, und
mit dem ex-Verbandsdirektor Otto Fischer und dem gegenwärtigen Direktor Triponez
standen auch prominente Leitfiguren des SGV zuvorderst in der Abwehrfront. Trotzdem
beschloss ein ausserordentlicher Kongress des SGV am 4. September mit 549:456 die
Ja-Parole. Der Riss zwischen Befürwortern und Gegnern ging quer durch alle im SGV
vertretenen Branchen hindurch. 59

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.1992
HANS HIRTER

Der SGV lehnte sämtliche zur Abstimmung kommende Volksinitiativen ab. Er war, als
Hauptträger des Referendums, auch aktiv in der Kampagne gegen das revidierte
bäuerliche Bodenrecht. Ebenfalls abgelehnt wurden von ihm der als zu teuer beurteilte
IWF-Beitritt und das revidierte Gewässerschutzgesetz, von dem er die Verhinderung
eines weiteren Ausbaus der Wasserkraftnutzung befürchtete. Obwohl der SGV 1991 in
seiner Verbandszeitung für das Referendum gegen die Parlamentsreform geworben
hatte, verzichtete er auf die Ausgabe einer Abstimmungsempfehlung. 60

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.09.1992
HANS HIRTER

Bei den übrigen eidgenössischen Volksabstimmungen sprach sich der Vorort gegen
sämtliche Initiativen, aber auch gegen die vom Parlament beschlossenen Revisionen
des Gewässerschutzgesetzes und des bäuerlichen Bodenrechts aus.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.09.1992
HANS HIRTER

Der Vorort setzte sich entschieden für den EWR-Vertrag ein, der seiner Meinung nach
für die Schweiz in kurz- und mittelfristiger Perspektive die vorteilhafteste Lösung
darstellt. Er forderte seine Mitglieder auch auf, sich angesichts der Bedeutung dieses
Vertrags aktiv für dessen Annahme zu engagieren. Im Sinne einer aus innenpolitischen
Gründen eher längerfristigen Zielsetzung begrüsste er auch das Gesuch des
Bundesrates um die Aufnahme von Verhandlungen mit Brüssel über einen EG-Beitritt.

Für den EWR-Vertrag machten sich auch der Zentralverband Schweizerischer
Arbeitgeber-Organisationen, die Vereinigung des Schweizerischen Import- und
Grosshandels, die Bankiervereinigung und, mit besonderem Nachdruck, der Verband
schweizerischer Maschinen-Industrieller, als Vertreter der grössten Exportbranche,
stark. 61

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.11.1992
HANS HIRTER
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Obwohl mit dem Wirte- und dem Coiffeurverband zwei Organisationen des SGV an
vorderster Front gegen den Wechsel von der Warenumsatz- zur Mehrwertsteuer
kämpften, gab der Dachverband die Ja-Parole zu diesem Systemwechsel aus; eine
Satzerhöhung auf 6,5% lehnte er jedoch ab. 62

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.1993
HANS HIRTER

An dem im Dreijahresrhythmus stattfindenden Gewerbekongress vom 1. September in
Wettingen (AG) standen Bildungs- und Ausbildungsfragen im Mittelpunkt. Mit einer
Resolution setzten sich die Delegierten für eine gleichwertige Behandlung - auch in
finanzieller Hinsicht - von beruflicher und rein schulischer Aus- und Weiterbildung ein.
Nationalrat Früh (fdp, AR) wurde für eine weitere Amtsperiode als Präsident bestätigt.
 63

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.09.1994
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband unterstützte das von der AUNS lancierte
Referendum gegen die Regierungsreform mit den Staatssekretären. Er verzichtete
jedoch darauf, eine Volksabstimmung über die Kartellgesetzrevision sowie über das
Binnenmarktgesetz zu verlangen, obwohl er beiden Vorhaben eher skeptisch
gegenübergestanden hatte.

Bei den eidgenössischen Wahlen konnten die Rücktritte von prominenten
Gewerbevertretern (die Freisinnigen Früh(AR) und Cincera (ZH) sowie bereits 1994 der
Zuger CVP-Ständerat Kündig) nicht wettgemacht werden. Der auf der Berner FDP-Liste
kandidierende Verbandsdirektor Pierre Triponez schaffte trotz aufwendiger Kampagne
den Sprung in den Nationalrat nicht. 64

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.10.1995
HANS HIRTER

Nachdem im Oktober 1995 ein «Bund der Steuerzahler» (BDS) gegründet worden war,
trat im Berichtsjahr eine neue Vereinigung mit dem Namen «Steuerforum» auf. Diese
kritisierte die erstere, eine reine Ablegerorganisation der SVP zu sein. Bei den
Steuerzahlern selbst stiessen die beiden neuen Interessenorganisationen vorläufig noch
auf etliche Skepsis; der BDS gab seine Mitgliederzahl im Herbst mit 2'520 an. 65

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.01.1996
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) beschloss die Nein-Parole zur Aufhebung
der kantonalen Zuständigkeit bei der Beschaffung der persönlichen Ausrüstung der
Armeeangehörigen. Er führte dafür zwar föderalistische Argumente an,
ausschlaggebend war aber wahrscheinlich eher der Schutz des Gewerbes in
Randregionen vor der mit der Vorlage angestrebten grösseren Konkurrenz bei der
Vergabe von staatlichen Aufträgen.
Der SGV unterstützte das von der AUNS lancierte Referendum gegen die
Regierungsreform mit den neuen Staatssekretären und kämpfte in vorderster Front
gegen diese Vorlage. Die Einstellung von zusätzlichen Staatssekretären sei einerseits zu
teuer und würde andererseits die Produktion von für das Gewerbe hinderlichen
staatlichen Reglementierungen noch verstärken. 66

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.04.1996
HANS HIRTER

Der Gewerbeverband verabschiedete an seiner Delegiertenversammlung vom 11.
September in Lausanne ein wirtschaftspolitisches Aktionsprogramm. Dieses wendet
sich gegen Behinderungen und Belastungen der Wirtschaft, wie sie zum Beispiel die
geplante Energieabgabe oder die von der Genschutz-Initiative verlangten Verbote
darstellen. In der Sozialpolitik lehnt das Programm jeden Ausbau im
Sozialversicherungsbereich ab. Bei den Bemühungen zur Sicherung der bestehenden
Sozialwerke erklärte sich der SGV nur bei der Invalidenversicherung mit
Beitragserhöhungen einverstanden. Hauptthema an der Delegiertenversammlung war
allerdings nicht dieses Programm, sondern die Klagen über die als zu restriktiv
empfundene Kreditpolitik der Banken, welche viele Kleinbetriebe in den Ruin treiben
würde. 67

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.09.1997
HANS HIRTER
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Im Gegensatz zum Vorort lehnte der Schweizerische Gewerbeverband die
leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) ab. Nachdem er bereits das
Referendum ergriffen hatte, agierte er auch in der Kampagne für die Volksabstimmung
vom 27. September an vorderster Front. Zur Vorlage über die Finanzierung des
öffentlichen Verkehrs (FINÖV), an der wegen der grossen Eisenbahntunnelprojekte die
Bauwirtschaft handfeste Interessen vorwies, entschied er sich hingegen für
Stimmfreigabe, nachdem sich vorher nur eine knappe Mehrheit der Delegierten für die
Nein-Parole ausgesprochen hatte. Der Baumeisterverband beschloss wie bereits bei
der Schwerverkehrsabgabe die Ja-Parole. 68

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.11.1998
HANS HIRTER

Die SVP verstärkte zu Jahresbeginn ihre Kritik an der Politik des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV). Unmittelbar vor einer Aussprache zwischen der SGV-Spitze
und gewerbenahen SVP-Politikern warf sie in ihrem Pressedienst dem
Verbandspräsidenten Edi Engelberger (fdp, NW) vor, die Interessen des Gewerbes
namentlich in Fragen der Sozialpolitik und der Wettbewerbspolitik nicht gut vertreten,
wenn nicht gar verraten zu haben und generell zu kompromissbereit aufzutreten.
Grundsätzlich werde die Ausrichtung des SGV zu sehr von Politikern der FDP und der
CVP bestimmt. Mit ihrem Nationalrat Jean-François Rime (FR) brachte die SVP auch
einen möglichen Gegenkandidaten für die Präsidentenwahl vom Frühjahr ins Gespräch.
Für den Fall, dass der SGV nicht auf die Forderungen der SVP eingehe, drohte
Nationalrat Füglistaller (svp, AG) mit der Gründung einer Konkurrenzorganisation. Der
SGV gab der SVP in Bezug auf die personelle Untervertretung in seinen Organen recht.
Zu diesem Zeitpunkt gehörte nur eines der elf Vorstandsmitglieder der SVP an. Er
machte aber die SVP dafür mitverantwortlich, da sich ihre Vertreter zu wenig in den
Branchenverbänden engagieren würden. Die Kritik an seiner Politik wies der SGV jedoch
energisch zurück. Nach der Aussprache mit den SVP-Vertretern konzedierte die
Verbandsleitung, dass die SVP im Vorstand des SGV besser vertreten sein sollte. Zudem
einigte man sich auch darauf, dass die SVP die Wiederwahl des 68-jährigen Präsidenten
Engelberger nicht bekämpft, dass er aber 2010 vorzeitig von seinem Amt zurücktreten
wird. Da die letzten drei Präsidenten aus der FDP und CVP stammten, soll nach Aussage
Engelbergers dann jemand von der SVP zum Zuge kommen. Nicht einverstanden mit
diesen personalpolitischen Absprachen zeigte sich die CVP. Sie monierte ebenfalls eine
Untervertretung und kritisierte zudem die wirtschafts- und gewerbefeindliche Politik
der SVP im Zusammenhang mit der Personenfreizügigkeit. Der Gewerbekongress vom
30. Mai in Freiburg bestätigte Engelberger in seinem Amt bis 2010. In den von elf auf
dreizehn Mitglieder erweiterten Vorstand wurden sechs Neue gewählt, davon vier
Bundesparlamentarier. Zwei von diesen gehören der SVP, je einer der CVP und der FDP
an. 69

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.05.2008
HANS HIRTER

Für den im Berichtsjahr ordnungsgemäss in den Ruhestand getretenen Direktor des
SGV, Nationalrat Pierre Triponez (fdp, BE), schlug der Vorstand einstimmig den 49-
jährigen Hans-Ulrich Bigler vor. Bigler ist Mitglied der FDP und war seit 2006 Direktor
des Dachverbands der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (Swissmem). Die
Gewerbekammer wählte ihn am 27. März ohne Gegenkandidaten zum neuen Direktor. 70

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.06.2008
HANS HIRTER

Nach neunjähriger Amtszeit trat Urs Roth als Präsident der Schweizerischen
Bankiervereinigung (SBVg) zurück. Zu seinem Nachfolger wurde der Walliser Claude-
Alain Margelisch gekürt. In ihrem Strategiepapier zum Finanzplatz Schweiz hob die SBVg
dessen Bedeutung hervor. Der Finanzplatz, der für 12% des BIP verantwortlich sei und
195 000 Arbeitsplätze biete, sei durch die Aufweichung des Bankgeheimnisses
gefährdet. Bilaterale Steuerabkommen seien deshalb der richtige Weg. 71

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.06.2010
MARC BÜHLMANN

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) ergriff im Januar das Referendum gegen
die Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG). Mit dem neuen
Gesetz würde die Höhe der Billag-Gebühr für Unternehmen nicht mehr pauschal,
sondern entsprechend der Höhe des erwirtschafteten Umsatzes festgelegt. Gemäss
dem SGV müssten die Unternehmen dadurch jährlich CHF 200 Mio. anstatt CHF 40 Mio.
bezahlen. Jean-François Rime, Präsident des SGV, sagte gegenüber der Tribune de
Genève, dass er mit dem neuen Gesetz für seine Unternehmen Billag-Gebühren in der
Höhe von CHF 4'500 bezahlen müsste, anstatt wie bisher CHF 700 bis 800. Jedoch
wären den Erläuterungen des Bundesrates zugfolge vor allem grosse Unternehmen von

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.01.2015
SAMUEL BERNET
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der Revision betroffen. Rund drei Viertel der KMU, jene mit einem Umsatz unter CHF
500'000, müssten unter dem geänderten Gesetz keine Billag-Gebühren mehr bezahlen.
Ironischerweise beschloss Economiesuisse, deren Mitglieder durch die
Gesetzesänderung stärker zur Kasse gebeten würden, die Ja-Parole zum geänderten
RTVG. Auch der SGV trat keineswegs geschlossen gegen das neue RTVG an; Gastrosuisse
etwa, der Dachverband für Hotellerie und Restauration, war für die Einführung des
neuen Gesetzes. Wann immer Hans-Ulrich Bigler, Direktor des SGV, gefragt wurde,
wieso dem Verband die Bekämpfung des neuen RTVG so wichtig sei, verwies er auf die
Verbandsstrategie, die vor sieben Jahren angepasst worden war und sich grundsätzlich
gegen neue Steuern, Gebühren und Abgaben richtet. „Also müssen wir dagegen
kämpfen, wenn man die Wirtschaft stärker belasten will“, wurde er im Tages-Anzeiger
zitiert. Gegenüber der NZZ sagte Bigler, dass er seit seiner Wahl zum Direktor des SGV
im Jahr 2008 den Verband zur Referendumskultur zurückführen und wieder zu jener
Kampforganisation aufbauen wolle, die der SGV in den 1980er Jahren gewesen sei. 

Was Bigler unter kämpfen versteht, zeigte sich in den drei Monaten vor der
Referendumsabstimmung, die auf den 14. Juni angesetzt war. Die Kampagne des SGV
wurde von diversen Politikern und Medien als gehässig aufgefasst und bediente sich
teilweise unlauterer Mittel (siehe Abstimmungskampf zur RTVG-Vorlage). In den Medien
kam der Verdacht auf, Bigler wolle sich mit der aggressiv geführten Kampagne
insbesondere im Hinblick auf die Nationalratswahlen im Herbst profilieren. Der 57-
Jährige war bereits 2011 als Nationalratskandidat auf der Zürcher FDP-Liste angetreten,
hatte die Wahl aber als siebter von vier gewählten Zürcher FDP-Nationalräten verpasst.
Er wehrte sich gegen den Vorwurf, das RTVG-Referendum für seine
Nationalratskandidatur zu instrumentalisieren: Die Abstimmungskampagne sei im Team
entwickelt worden und nicht von ihm alleine, zudem hätte man die Kampagne in einem
Nicht-Wahljahr genau gleich geführt. Der SGV verlor die Referendumsabstimmung im
Juni, wenn auch äusserst knapp. Bigler wurden aber gute Chancen auf einen
Nationalratssitz ausgerechnet, weil er mittlerweile erster Ersatzmann auf der FDP-Liste
war und weil der Zürcher FDP ein Sitzgewinn zugetraut wurde. Tatsächlich schaffte
Bigler im Herbst den Sprung in den Nationalrat: Er rutschte nach, nachdem Ruedi
Noser im zweiten Wahlgang in den Ständerat gewählt worden war. 72

Für seine Verhältnisse ungewohnt aktiv war der Hauseigentümerverband (HEV) im
Vorfeld der Abstimmung über die Änderung des Asylgesetzes, welche auf den 5. Juni
2016 datiert war und wogegen der Verband die Nein-Parole beschlossen hatte. Der HEV
beschloss, eine eigene Kampagne gegen das neue Asylgesetz zu führen, unabhängig
von der SVP, die gegen das Gesetz das Referendum ergriffen hatte. Dem HEV ging das
Gesetz insofern zu weit, als das EJPD mit dem vorgesehenen
Plangenehmigungsverfahren für die Unterbringung von Asylsuchenden nötigenfalls
Enteignungen durchführen könnte. In einem offenen Brief, adressiert an Bundesrätin
Simonetta Sommaruga, wollte der Verband im April 2016 wissen, wann Enteignungen zur
Anwendung kommen und ob konkret mit solchen gerechnet werden müsse. Im
Antwortbrief, der auch auf der Webseite des EJPD veröffentlicht wurde, hielt
Sommaruga fest, dass es „keinen einzigen Standort“ für die geplanten
Bundesasylzentren gebe, an dem eine Enteignung in Betracht gezogen werde. Alle für
die Umsetzung des neuen Asylgesetzes vorgesehenen Bundeszentren würden sich
entweder bereits im Besitz des Bundes bzw. der Kantone befinden oder durch den
Bund noch erworben oder gemietet werden. Zudem wies sie den HEV darauf hin, dass
das Enteignungsrecht als ultima ratio auch im Bereich des Verkehrs, der
Stromversorgung und des Militärs Anwendung findet. Diese Worte vermochten den
HEV-Präsidenten Hans Egloff nicht zu überzeugen. „Das Eigentum gerät zunehmend in
Gefahr, auch durch dieses Gesetz“, sagte er gegenüber dem Tages-Anzeiger. Daher hielt
der Verband an seiner Nein-Parole und der damit einhergehenden Kampagne fest.
Weil der HEV das Enteignungsrecht des Bundes in anderen Bereichen bisher nicht in
Frage gestellt hatte, warfen ihm der ehemalige SP-Nationalrat Rudolf Strahm und der
emeritierte Staatsrechtsprofessor Georg Müller vor, SVP-Politik zu betreiben. Egloff
bestritt dies und verwies darauf, dass nicht er, sondern der Vorstand die Parole gegen
die Asylreform gefasst habe und dieser aus deutlich mehr Vertretern der CVP und der
FDP bestehe als aus Vertretern der SVP. 73

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.04.2016
SAMUEL BERNET
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Im Frühling 2016 gab der Präsident der Schweizerischen Bankiervereinigung (SBVg),
Patrick Odier, bekannt, dass er am Bankiertag Mitte September als Präsident
zurücktreten werde. Der Bankier der Genfer Privatbank "Lombard Odier" war dem
Branchenverband der Schweizer Banken seit 2009 vorgestanden. Auf der Suche nach
Odiers Nachfolger musste die dreiköpfige Findungskommission unter der Führung von
SBVg-Vizepräsident und Verwaltungsratspräsident der Credit Suisse, Urs Rohner einige
Absagen in Kauf nehmen, bevor sie in der Person von Herbert Scheidt,
Verwaltungsratspräsident der Zürcher Privatbank Vontobel, fündig wurde. Am
Bankiertag wurde Scheidt offiziell zum neuen Präsidenten der Bankiervereinigung
gewählt. Mit Scheidt wurde erstmals seit Gründung des Verbands im Jahr 1912 kein
Bankier einer Genfer oder Basler Privatbank Präsident der Schweizerischen
Bankiervereinigung. 74

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.09.2016
SAMUEL BERNET

Im Vorfeld der Abstimmung über die Volksinitiative „Für den geordneten Ausstieg aus
der Atomenergie“ (Atomausstiegs-Initiative) gerieten sich der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) und die Grüne Partei in die Haare. Der SGV verbreitete über
Twitter eine provokative Fotomontage, die den Grünen-Nationalrat Bastien Girod (ZH)
als Terroristen mit Turban und Panzerfaust zeigte; darunter stand: „Anschlag der
Grünen auf die Schweiz“. Die Grüne Partei verurteilte die „inakzeptable Diffamierung“
in einem offenen Brief an die Verbandsspitze des Schweizerischen Gewerbeverbands.
Die Darstellung Girods als Terrorist sei „ehrverletzend, primitiv und ausserhalb jeder
politischen Rationalität“, hiess es im Brief, der von sämtlichen Vorstandsmitgliedern
der Grünen Partei mit Ausnahme Girods unterzeichnet worden war. Auslöser war
Girods Veröffentlichung eines Kampagnenvideos der Grünen Partei, das die Schweizer
Atomkraftwerke als mögliches Ziel von Terroristen darstellte und etwa von SVP-
Nationalrat Thomas Hurter als „pure Angstmacherei“ kritisiert worden war. Es war nicht
das erste Mal, dass die Kampagnenführung des SGV unter Direktor Hans-Ulrich Bigler in
Kritik geriet. Bereits 2015 machte der Gewerbeverband mit einer aggressiven und als
gehässig aufgefassten Kampagne gegen die RTVG-Vorlage auf sich aufmerksam. 75

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.10.2016
SAMUEL BERNET

Nachdem der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) bereits 2015 die Radio- und TV-
Gebühren bekämpft hatte, wollte er zwei Jahre später die Billag-Gebühren ganz
abschaffen. Im Oktober 2017 beschloss die Schweizerische Gewerbekammer – das
Parlament des SGV – mit einer Zweidrittelmehrheit die Ja-Parole zur No-Billag-Initiative
und unterstützte in der Folge auch die Abstimmungskampagne des überparteilichen
Komitees „Ja zu No-Billag“ an vorderster Front. Der SGV begründete das Engagement
für die No-Billag-Initiative damit, dass Unternehmer für die Billag zwei Mal aufkommen
müssten, einmal als Privatperson und einmal als juristische Person. „Diese Abzockerei
akzeptiert das Gewerbe nicht“, wurde der SGV-Präsident Jean-François Rime (svp, FR)
in einer Medienmitteilung des SGV zitiert. Allerdings wurde in der Mitteilung
verschwiegen, dass diese „Abzocke“, wie Rime und SGV-Direktor Hans-Ulrich Bigler
(fdp, ZH) die Billag-Gebühren in den darauffolgenden drei Monaten unermüdlich
bezeichneten, nur jenes Viertel der Unternehmen betraf, deren jährlicher Umsatz CHF
500'000 übersteigt; alle anderen Unternehmen waren mit der sehr knapp
angenommenen RTVG-Revision im Jahr 2015 von der Billag-Gebühr befreit worden. An
einer von den Medien mit Spannung erwarteten Medienkonferenz am 9. Januar 2018
präsentierte der SGV einen „Plan B“ für die SRG, falls die No-Billag-Initiative am 4. März
2018 angenommen werden sollte. Bigler zeigte sich überzeugt, dass die SRG bei einer
Annahme der Initiative nicht verschwinden würde, sondern dass Kunden ein Grundabo
für Flaggschiff-Sendungen der SRG, etwa die Tagesschau, 10 vor 10 und Echo der Zeit,
lösen oder auch einfach Einzelsendungen kaufen könnten. Werbeeinnahmen würden
die zweite grosse Einnahmequelle ausmachen, denn mit einem Ja zu No-Billag könne
die SRG auch online und im Radio Werbung schalten. Sendungen für Randregionen und
sprachliche Minderheiten könnten gemäss Bigler über Subventionen finanziert werden.

Im Verlaufe des Januars zeigte sich jedoch: Die Unterstützung des SGV für die No-
Billag-Initiative war bei der Basis des Schweizer Gewerbes sehr umstritten.  Die
Gewerbeverbände der Kantone Freiburg, Genf, Jura, Schwyz, Appenzell Innerrhoden,
Appenzell Ausserrhoden und Aargau beschlossen die Nein-Parole zur No-Billag-
Initiative und stellten sich damit diametral gegen den Dachverband. Zudem beschlossen
die Gewerbeverbände der Kantone Bern, Basel-Landschaft, Luzern, Zug, Nidwalden, St.
Gallen und Schaffhausen Stimmfreigabe. Im Gewerbeverband des Kantons St. Gallen
etwa sei „angeregt und engagiert“ diskutiert worden, bevor am Ende 18 Ja- zu 18 Nein-
Stimmen resultierten, sagte Felix Keller, Geschäftsführer des Gewerbeverbands St.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 25.10.2017
SAMUEL BERNET
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Gallen im St. Galler Tagblatt. Die Doppelbesteuerung sei tatsächlich „ein Ärgernis“, so
Keller.  Auf der anderen Seite habe aber die Sorge um die Medienvielfalt, insbesondere
in den Randregionen, überwogen. Die gleiche Sorge gab auch den Ausschlag für die
Nein-Parole des Gewerbeverbands des Kantons Jura. Dessen Präsident Patrick Riat
fürchete, dass bei einem Ja zur No-Billag-Initiative das Westschweizer Fernsehen von
einem einzigen privaten Anbieter übernommen werden könnte und sich das
Informationsangebot auf die urbanen Zentren fokussieren würde. „Dann hören wir ganz
einfach auf zu existieren“, sagte Riat in der Luzerner Zeitung. Auch im aargauischen
Gewerbeverband glaubte man Biglers Beteuerungen, die SRG würde bei einem Ja
weiterhin bestehen bleiben, nicht recht. „Die Doppelbesteuerung ist tatsächlich
störend, aber die SRG muss man deswegen nicht gerade ‚wegputzen‘“, sagte Kurt
Schmid, Präsident des Aargauer Gewerbeverbandes, im gleichen Artikel der Luzerner
Zeitung. 
Nachdem die Volksabstimmung über die No-Billag-Initiative am 4. März 2018 für den
SGV sehr deutlich verloren gegangen war (71.6 Prozent der Stimmenden sagten Nein zur
Abschaffung der Billag-Gebühren), erwartete die Verbandsspitze bereits die nächste
Ohrfeige, diesmal verbandsintern. Kurz nach der Abstimmung berichtete die
Handelszeitung, dass sechs Verbände des Ausbaugewerbes am Gewerbekongress 2018,
der Mitgliederversammlung des SGV, einen Antrag auf eine Statutenänderung stellen
wollten. Gemäss diesem Antrag soll die Amtszeit der SGV-Vorstandsmitglieder auf 14
Jahre beschränkt werden; zudem soll eine Wahl in den Vorstand nur bis zum Alter von
68 Jahren möglich sein. „Wir sehen die Gefahr, dass der Vorstand zunehmend
verkrustet“, sagte Hans-Peter Kaufmann, Direktor des Gebäudetechnikverbands
Suissetec, in der NZZ. Der Vorstand verliere den Draht zu den einzelnen Verbänden und
solle sich in Zukunft wieder mehr um die Kernanliegen des Gewerbes kümmern, so
Kaufmann. Dieser Antrag auf Amtszeit- und Altersbeschränkung des 15-köpfigen SGV-
Vorstands wurde am Gewerbekongress Mitte Mai in Bern gegen den Willen des
Vorstands überraschend angenommen. Die NZZ sprach von einem „Misstrauensvotum
gegen den Gewerbevorstand“, der Tages-Anzeiger von einem „kleinen Putsch gegen den
Präsidenten“, denn der Präsident, Jean-François Rime, war der prominenteste
Betroffene der „Altersguillotine“. Rime wurde am Kongress zwar für weitere zwei Jahre
als Präsident bestätigt, da er aber bei der nächsten Wahl 2020 das Alter von 68
überschritten haben wird, ist dies seine letzte Amtszeit. Von der Alterslimite direkt
betroffen war Robert Gubler, der bei den Vorstandswahlen 2018 nicht mehr antreten
durfte. Die Nordwestschweiz rechnete zudem vor, dass in den nächsten zwei Jahren
neben Rime zwei weitere Vorstandsmitglieder der Alterslimite zum Opfer fallen werden.
2018 mussten drei SGV-Vorstandsmitglieder ersetzt werden: Neu ins 15-köpfige
Gremium gewählt wurden Ivo Bischofberger (cvp, AI), Werner Scherrer (Präsident KMU-
und Gewerbeverband Kanton Zürich) und Hansjörg Brunner (fdp, TG). 76

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur
Abstimmung über die geänderte EU-Waffenrichtlinie im Mai. Dies, obwohl SGV-
Präsident Jean-François Rime (svp, FR) dem Referendumskomitee angehörte. Nachdem
der Verband anfänglich gegen eine Übernahme der geänderten Richtlinie gewesen war,
hatte er in der Zwischenzeit eine Kehrtwende gemacht, wie die Aargauer Zeitung
festhielt: Erst war man der Meinung, dass die Vorlage das «Verhältnismässigkeitsprinzip
in krasser Weise» verletze – etwa ging dem Verein bei Waffenbesitz die regelmässige
Überprüfung der Vereinsmitgliedschaft zu weit –, doch dann habe sich das Parlament
des Gewerbeverbandes mit einer deutlichen Mehrheit über ihren Präsidenten
hinweggesetzt und sich für die Übernahme der Richtlinie ausgesprochen. Druck
gemacht hätten insbesondere die Tourismus- und Gastrobranchen: Diese befürchteten
bei einer Nichtannahme den Ausschluss aus dem Schengen/Dublin-Verbund, was für
den Tourismus gravierende Folgen gehabt hätte, weil dann etwa Reisende aus dem
asiatischen Raum bei einer Europareise für die Schweiz ein separates Visum benötigt
hätten. 77

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.02.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Nachdem in der Presse und innerhalb des Schweizerischen Gewerbeverbandes (SGV)
erst darüber gemutmasst worden war, ob Verbandspräsident Jean-François Rime (svp,
FR) im Frühling 2020 nochmals für das höchste Amt im Verband kandidieren würde,
obwohl er damit gegen dessen Amtszeitbeschränkung verstossen hätte, war nach der
Nicht-Wiederwahl Rimes bei den Nationalratswahlen im Herbst 2019 schnell klar, dass
er als Konsequenz auch vom SGV-Präsidium zurücktreten wird. Wie die NZZ danach
resümierte, seien die eidgenössischen Wahlen für den Verband ein Debakel gewesen
und auch der Tages-Anzeiger hielt fest, der SGV stehe vor einem Scherbehaufen – denn
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nicht nur Verbandspräsident Rime, auch Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
sowie Vorstandsmitglied Hansjörg Brunner (fdp, TG) wurden nicht nochmals in den
Nationalrat gewählt. Die Wiederwahl in die grosse Kammer schaffte einzig die
Vizepräsidentin des Verbands, Daniela Schneeberger (fdp, BL). 
Mehrere Kandidierende brachten sich sodann in Position, um das frei werdende Amt zu
beanspruchen: Wie die Presse im Dezember 2019 berichtete, wollten sowohl Diana
Gutjahr (svp, TG) als auch Fabio Regazzi (cvp, TI) im April 2020 für das
Verbandspräsidium kandidieren. Mit Gutjahr könnte erstmals eine Frau, mit Regazzi
erstmals ein Tessiner diese Position beim SGV einnehmen. 78

Wie der SGV gegenüber den Medien kommunizierte, hatte er bereits im Oktober 2019
die Nein-Parole zur Begrenzungsinitiative gefasst; im Juni 2020 bekräftigte er seine
Entscheidung, nachdem die Abstimmung aufgrund der Corona-Pandemie von Mai auf
September hatte verschoben werden müssen.
Schon im Herbst 2019 hatte der SGV mit einem laut eigenen Angaben drohenden
Fachkräftemangel argumentiert, der sich bei einer Annahme der Initiative verschärfen
würde. Im Sommer 2020 fügte der Verband an, das Personenfreizügigkeitsabkommen
mit der EU, dessen Kündigung bei einer Annahme der Initiative zur Debatte stünde, sei
für die Schweizer Wirtschaft von zentraler Bedeutung. Dank diesem Abkommen
könnten KMU «flexibel und unbürokratisch» auf den Fachkräftepool der EU
zurückgreifen. Der SGV führte als Dachverband der Schweizer KMU mit seinem
Gegenkomitee deshalb eine – wie er es nannte – «KMU-Kampagne gegen die
Begrenzungsinitiative», weil der Zugriff auf EU-Arbeitskräfte ein wichtiges Anliegen der
Unternehmen sei.

Wie die NZZ im Februar 2020 berichtete, befanden sich einige Vertreterinnen und
Vertreter der SVP, welche die Initiative zusammen mit der AUNS lanciert hatte, aufgrund
der Nein-Parole in der Zwickmühle. Sylvia Flückiger-Bäni (svp, AG), Vorstandsmitglied
des SGV, räumte gegenüber der Zeitung ein, dass sie sich im Clinch befinde und
eigentlich die Initiative ihrer Partei unterstützen möchte. Ferner liess Jean-François
Rime (svp, FR) verlauten, sich nicht im Abstimmungskampf engagieren zu wollen. Rime
bekleidete damals noch das Amt des SGV-Präsidenten. Ursprünglich war vorgesehen,
dass Rime bis zum Zeitpunkt der Abstimmung im Mai 2020 sein Amt an seine
Nachfolgerin oder seinen Nachfolger übergeben haben würde, da seine Amtszeit
regulär im Frühling zu Ende gewesen wäre. Wegen der Corona-Pandemie wurde jedoch
neben dem Abstimmungstermin auch die Neuwahl des SGV-Präsidiums auf den Herbst
verschoben. 79

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Axa, le plus gros assureur de Suisse, quitte l'association suisse des assurances. Ce
retrait est motivé par l'intention d'Axa de rester «politiquement neutre» et de
défendre ses intérêts de manière indépendante en se concentrant sur les thèmes
centraux de la politique des assurances. L'assureur ne partageait visiblement pas les
opinions de l'ASA sur certaines prises de positions au cours des dernières années.
L'organisation faîtière des assurances privées perd ainsi son plus gros contributeur,
mais surtout une partie de sa légitimité à parler pour l'ensemble de la branche. 80

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 31.10.2020
MATHIAS BUCHWALDER

L'association suisse des banquiers perd l'un de ses membres. En effet, la banque
Raiffeisen a décidé de quitter l'association faîtière de la branche, et défendra ses
intérêts de manière indépendante. L'ASB «représentera à l’avenir sept groupes de
banques sur huit, restant ainsi la voix la plus forte du secteur bancaire dans son
ensemble», mais le départ du troisième acteur du marché suisse expose au grand jour
les dissensions au sein de la faîtière. Durant des décennies, les huit groupes de
banques de l'association formaient un front commun pour la défense du secret
bancaire. Un front commun qui s'est effrité au cours de la dernière décennie, avec d'un
côté les banques domestiques, à savoir les banques régionales et cantonales, la banque
Migros et Raiffeisen, et de l'autre les grandes banques ainsi que les banques privées,
intéressées par la clientèle étrangère. Les banques domestiques reprochent par
exemple à leur association centrale son engagement pour un accès au marché
européen avec l'accord-cadre institutionnel, qui serait bénéfique aux grandes banques.
En revanche, cela imposerait des réglementations et des coûts supplémentaires
mettant éventuellement en danger le modèle d'affaire des banques domestiques, qui
ne disposent pas des mêmes marges que leurs homologues et se concentrent sur le
marché suisse, selon Guy Lachapelle, président du conseil d'administration de la
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banque Raiffeisen. 
Ce retrait fait craindre un effet domino, car d'autres banques ou groupes de banques
pourraient suivre le mouvement. La légitimité de l'association fondée en 1912 à Bâle
pour représenter les intérêts de l'ensemble de la branche serait alors remise en
question. 81

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Die bisher vor allem im Bau und in der Chemie verankerte GBI will vermehrt auch in den
Dienstleistungssektor vordringen, da es hier mit der gewerkschaftliche Organisation –
vor allem auch der Frauen – am schlechtesten bestellt ist. Ein ausserordentlicher
Verbandskongress beauftragte am 25. Juni die Leitung, bis 1996 Vorschläge für eine
diesbezügliche Gesamtstrategie und konkrete Aktionen auszuarbeiten. Die
traditionellerweise im Dienstleistungssektor tätige Gewerkschaft Verkauf, Handel,
Transport und Lebensmittel (VHTL) reagierte sofort und heftig auf diese
Absichtserklärung. Ihrer Meinung nach sei es nicht zumutbar, dass die seit der
Rezession im Baugewerbe unter Mitgliederschwund leidende GBI versuche, den
anderen, ebenfalls im SGB organisierten Gewerkschaften die Mitglieder abzujagen. 82
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7) Die Volkswirtschaft, 55/1982
8) Die Volkswirtschaft, 1982, Dezember.; SNB, Geschäftsbericht, 1982, S. 17 ff.
9) NZZ, 21.4.83; SHZ, 28.4.83; Die Volkswirtschaft, 56/1983
10) Die Volkswirtschaft, 1984, Heft 1.; Gesch.ber., 1983, S. 270 f.; SNB, Geschäftsbericht, 1983, S. 18 ff.; wf, Dok., 5.12.83; NZZ,
21.3.84; Suisse, 22.3.84.
11) Die Volkswirtschaft, 57/1984, S. 25 f., S. 131 ff. ; SNB, Geschäftsbericht, 1983, S. 5
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